
Seite 1www.jula-partner.de

Deckungsfragen der D&O-Versicherung
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Ausgangsfragen der Versicherungsnehmerin und 

der versicherten Personen

Wie hafte ich? 

Welche Risiken sind versichert?

Bin ich als Geschäftsführer/Vorstand/

Aufsichtsrat ausreichend abgesichert?

Was bringt die D&O-Versicherung?

Abb.1
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Überblick: 

Risiken des Managers (Organ)

1. Strafbarkeitsrisiko

2. Haftungsrisiko

3. Abberufungs-/Kündigungsrisiko Abb.2
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Überblick: Minimierung der Risiken

1. durch Versicherungsschutz

2. durch Gestaltung der Rechtsform

3. durch Gestaltungen der

ccOrganstellung/Regelungen im Anstellungsvertrag

4. durch Regelungen im privaten Bereich

(z.B. Ehevertrag, Wohnrecht)
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Haftungsrisiko: GmbH-Geschäftsführer

Haftung als Anteilseigner:

• z.B. für ausstehende Einlagen,     

ggf. auch für Mitgesellschafter;

• Verstöße gegen 

Kapitalerhaltung,

Durchgriffshaftung

Nicht versicherbar:

unternehmerisches Risiko

Haftung als Organ

Vorstand/Geschäftsführer:

• strenge sog. Organhaftung/

Managerhaftung ggü. GmbH

• Außenhaftung: 

unerlaubter Handlung, in der Krise, 

Steuern, SV-Abgaben, 

erhebliches Haftungsrisiko

In Grenzen versicherbar:

(D & O – Deckung)

geringes Risiko
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Struktur der GmbH

Bestellung, Abberufung, Weisung, Kontrolle

Gesellschafterversammlung

einzelne(r)

Gesellschafter Geschäftsführer
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Haftung des Geschäftsführers

Haftung des Geschäftsführers 

in der Krise in der werdenden 

GmbH 

in der 

Gründungsphase 
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Haftungsverhältnisse bei der GmbH in Gründung

Anspruch

Verlustdeckungshaftung Handelndenhaftung

Ausgleich

Gläubiger

GeschäftsführerGesellschafter

GmbH in Gründung
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Innenhaftung des Geschäftsführers

Generalklausel:

Haftung für jeden schuldhaft und pflichtwidrig 

verursachten Schaden am Gesellschaftsvermögen

GmbH

Geschäftsführer

Dritte

Rechtsgrundlage: § 43 GmbHG
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Haftung gemäß § 43 II GmbHG und 

unternehmerisches Ermessen

1. Pflichtverletzung des Geschäftsführers

§ 43 GmbHG Haftung der Geschäftsführer

(1) Die Geschäftsführer haben in den Angelegenheiten der Gesellschaft die Sorgfalt eines 

ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden.

(2) Geschäftsführer, welche ihre Obliegenheiten verletzen, haften der Gesellschaft solidarisch für 

den entstandenen Schaden.

§ 93 AktG Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen 

und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn 

das Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen Entscheidung vernünftigerweise 

annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft 

zu handeln. […]

Gesetzesauszug
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Haftung gemäß § 43 II GmbHG

1. Pflichtverletzung des Geschäftsführers

Beweislast des Organs für die Einhaltung des unternehmerischen 

Ermessen

2. Verschulden

Entlastungsbeweis für „fehlendes“ Verschulden liegt beim Geschäftsführer

3. Kausalität und Schaden

Beweislast bei der Gesellschaft
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Fallbeispiel: „Die versäumte Kurzarbeit“

Toni Träger (T) ist Geschäftsführer einer Klinik-GmbH, deren Auslastung zurückgeht. T

unternimmt intensive Akquisitions-bemühungen, jedoch ohne Erfolg. Personal hat er

trotz rückläufiger Arbeit nicht abgebaut und auch keine Kurzarbeit in Anspruch

genommen.

Die Gesellschafterversammlung holt ein betriebswirtschaftliches Gutachten ein, das zu 

dem Schluss kommt, dass der Geschäftsführer es versäumt habe, für einen Zeitraum 

von einem Jahr Kurzarbeit anzumelden.

Dadurch sei der GmbH ein Schaden in Form unnötiger Lohnkosten von ca. 1 Mio. €

entstanden. Dem Geschäftsführer obliegt es die Vorwürfe zu entkräften, indem er unter

Beweisantritt darlegt, warum Kurzarbeit keine geeignete Lösung gewesen wäre.

Haftung des Geschäftsführers
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BGH NJW 2003, 35

Leitsatz:

Eine GmbH trifft im Rechtsstreit um Schadensersatzansprüche gegen ihren

Geschäftsführer gem. § 43 II GmbHG - entsprechend den Grundsätzen zu

§ 93 II AktG, § 34 II GenG - die Darlegungs- und Beweislast nur dafür, dass und

inwieweit ihr durch ein Verhalten des Geschäftsführers in dessen Pflichtenkreis ein

Schaden erwachsen ist, wobei ihr die Erleichterungen des § 287 ZPO zugute

kommen können. Hingegen hat der Geschäftsführer darzulegen und

erforderlichenfalls zu beweisen, dass er seinen Sorgfaltspflichten gem. § 43 I

GmbHG nachgekommen ist oder ihn kein Verschulden trifft oder dass der Schaden

auch bei pflichtgemäßem Alternativverhalten eingetreten wäre.

Fallbeispiel: „Die versäumte Kurzarbeit“

Haftung des Geschäftsführers
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Fallbeispiel „Die fehlerhafte Kalkulation _II“

Die GmbH ist bundesweit im Bereich der Bädersanierung tätig. Kunden sind

insbesondere Hotels. Für fünf Hotelstandorte wurde von einer Hotelkette für 100

Bäder ein Angebot bei der GmbH angefordert. Hierbei wurde der GmbH ein

umfangreiches und detailliertes Leistungsverzeichnis übersandt. Der

Geschäftsführer beauftragt einen langjährigen Mitarbeiter, eine entsprechende

Kalkulation zu erstellen. Dieser wird tätig und legt dem Geschäftsführer den

Entwurf eine Auftragsbestätigung sowie eine Berechnung vor. Versehentlich

wurden in der Berechnung jedoch bestimmte Gewerke vergessen, da der

Mitarbeiter eine Vorlage aus einem anderen Auftrag verwendet hat, wo diese

Gewerke von anderen Unternehmern ausgeführt wurden und daher nicht

Gegenstand des Angebots gewesen sind. Ausweislich der Anfrage des Hotels und

des beigefügten Leistungsverzeichnisses sollen aber alle Gewerke komplett von

der GmbH übernommen werden.

Haftung des Geschäftsführers
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Fallbeispiel „Die fehlerhafte Kalkulation - II“

Der Geschäftsführer übernimmt den Entwurf der Auftragsbestätigung den Gesamtbetrag

und übermittelt an den Hotelbetrieb ein Angebot, wonach 100 Bäder zu einem Preis von

2 Mio. Euro komplett saniert würden. Auf das Leistungsverzeichnis des Hotelbetreibers

wurde verwiesen. Wären alle Gewerke berücksichtigt worden, hätte der Preis auf 3 Mio.

Euro lauten müssen. Das Angebot wird vom Hotelbetreiber angenommen. Dem

Mitarbeiter fällt sein Versehen auf und er informiert den Geschäftsführer. Dieser

wiederum kontaktiert den Hotelbetrieb und bittet um Änderung des Vertrags. Dies wird

jedoch im Hinblick darauf, dass der Vertrag bereits verbindlich geschlossen sei,

abgelehnt. Im Rahmen weiterer Nachverhandlungen gelingt es dem Geschäftsführer

aber immerhin noch den Preis auf 2,5 Mio. Euro zu verhandeln. Es bleibt aber ein

Fehlbetrag von 500.000 Euro. Deswegen möchte die Gesellschafterversammlung den

Geschäftsführer in die Haftung nehmen. Dieser hätte die Kalkulation des Mitarbeiters

prüfen müssen, zumindest auf Plausibilität und Vollständigkeit der Gewerke.

Haftung des Geschäftsführers
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Fallbeispiel: „Fehlerhafte Subventionierung“

So haftet ein Geschäftsführer gegenüber seiner GmbH auch dann, wenn er es unterlässt,

Subventionen, auf die die GmbH Anspruch hätte, durchzusetzen.

Einen solchen Fall hatte das OLG Rostock, 6 U 17/02, am 21.04.06 zu entscheiden.

Ein Betrieb, der Trockenfutter aus Grünfutter herstellte, bekam im Vorschusswege Beihilfen der

EU. Die GmbH musste sodann nachweisen, dass das Grünfutter von geförderten Flächen

stammte. Hier verließ sich der Geschäftsführer auf die Zuarbeit seiner Mitarbeiter und

kontrollierte diese nicht bzw. nur unzureichend. Im Ergebnis ergab eine Überprüfung der

zuständigen Behörde, dass Beihilfen in einer Größenordnung von ca. 900.000,00 €

zurückzuzahlen sind, weil die ordnungsgemäße Verwendung nicht nachgewiesen sei.

Haftung des Geschäftsführers

Rechtsgrundlage: § 43 II GmbHG 

Der Geschäftsführer haftet für jeden Schaden, den er der Gesellschaft schuldhaft zufügt.
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Fallbeispiel:  „Auftrag ohne Subunternehmer"

Geschäftsführer Gerold Groß (G) schließt für seine Bau GmbH einen Generalunternehmervertrag ab, durch

den sich diese verpflichtet 45 Wohnungen zu entrichten. Leider hat G den Preis so knapp kalkuliert, dass er

hierfür kein Subunternehmer findet, die die Bauleistung übernehmen. Die Partner, mit denen er

Vorverhandlungen geführt hat, springen ab, werden insolvent oder erweisen sich nicht als ausreichend

leistungsfähig. Der GU- Vertrag wird gekündigt und durch die erneute teurere Vergabe des neuen GU-

Vertrags und Verzögerung erhöhen sich die Kosten. Der Bauherr und die Vertragspartner machen einen

Schaden von 2 Mio. € geltend. Der Geschäftsführer ist entnervt und paralysiert, aber immerhin verfügt die

GmbH über eine D&O- Versicherung. Die GmbH macht den Schaden, auf dem sie letztlich sitzen bleibt,

zunächst bei G geltend. Der Versicherer wendet ein, G hafte nicht, er habe im Rahmen seines

unternehmerischen Ermessens gehandelt, er sei nicht pflichtwidrig vorgegangen.

Zur Erinnerung - Unternehmerisches Ermessen in § 93 I 2 AktG:

Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen Entscheidung

vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft zu

handeln.

Haftung des Geschäftsführers
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Verschulden - Beratung durch Dritte

BGH Urt. v. 20. 9. 2011 − II ZR 234/09, NZG 2011, 1271.

Der organschaftliche Vertreter einer Gesellschaft, der selbst nicht über die

erforderliche Sachkunde verfügt, kann den strengen Anforderungen an eine ihm

obliegende Prüfung der Rechtslage und an die Beachtung von Gesetz und

Rechtsprechung nur genügen, wenn er sich unter umfassender Darstellung der

Verhältnisse der Gesellschaft und Offenlegung der erforderlichen Unterlagen von

einem unabhängigen, für die zu klärende Frage fachlich qualifizierten Berufsträger

beraten lässt und den erteilten Rechtsrat einer sorgfältigen

Plausibilitätskontrolle unterzieht.

Haftung des Geschäftsführers
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Fallbeispiel: „Ausländische Domizilgesellschaften/

Off-shore-Gesellschaften“

Der Geschäftsführer einer Bau GmbH schaltet bei der Errichtung eines Einkaufmarktes

eine Subunternehmerin ein, die als Limited auf den British Virgin Islands firmiert. Diese

Limited übernimmt zahlreiche Gewerke und erhält hierfür einen Werklohn von

1.000.000,00 €.

Das Finanzamt verweigert bei einer späteren Betriebsprüfung den

Betriebsausgabenabzug, weil die Bau GmbH nicht die hinter der Limited stehenden

Personen benennen kann. Die Limited hat auch die Leistungen nicht selbst ausgeführt,

vielmehr wurde dies durch weitere Handwerksbetriebe vor Ort vorgenommen. Bei der

Limited handelt es sich um eine reine so genannte Domizilgesellschaft ohne

Geschäftsbetrieb. Dem Geschäftsführer war die Problematik der Einschaltung von

Domizilgesellschaften nicht bekannt.

Haftung des Geschäftsführers
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Im Ergebnis muss die GmbH das Verbot, Betriebsausgaben in Höhe von 1.000.000,00 € nicht

abziehen zu dürfen, hinnehmen, weil sie die notwendigen Angaben nicht beschaffen kann. Dadurch

zahlt sie im konkreten Fall 300.000,00 € zusätzliche Steuern, die dann vermieden worden wären,

wenn der Geschäftsführer diese Domizilgesellschaft nicht eingeschaltet hätte oder von vornherein

dafür gesorgt hätte, dass er die Hintermänner der Gesellschaft kennt bzw. die tatsächlich vor Ort

tätigen Handwerksbetriebe erfasst.

Die Gesellschaft möchte nun den Geschäftsführer wegen der Zahlung der 300.000,00 € zzgl.

Steuern in die Haftung nehmen.

Fallbeispiel: „Ausländische Domizilgesellschaften/

Off-shore-Gesellschaften“

Haftung des Geschäftsführers

§ 160 AO Benennung von Gläubigern und Zahlungsempfängern

(1) Schulden und andere Lasten, Betriebsausgaben, Werbungskosten und andere Ausgaben sind steuerlich 

regelmäßig nicht zu berücksichtigen, wenn der Steuerpflichtige dem Verlangen der Finanzbehörde nicht 

nachkommt, die Gläubiger oder die Empfänger genau zu benennen. Das Recht der Finanzbehörde, den 

Sachverhalt zu ermitteln, bleibt unberührt.
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Weitere Aspekte

• Kausalität und Schaden 

- adäquat kausaler Zusammenhang – Schadensschätzung § 287 ZPO

z.B. bei Abschluss von Vergleichen durch die GmbH

• Haftungsausschließende Weisung oder Zustimmungsbeschluss?

• Verjährung und Ausschlussfrist

§ 287 ZPO

Schadensermittlung; Höhe der Forderung

(1) Ist unter den Parteien streitig, ob ein Schaden entstanden sei und wie hoch sich der Schaden 

oder ein zu ersetzendes Interesse belaufe, so entscheidet hierüber das Gericht unter Würdigung 

aller Umstände nach freier Überzeugung. […] 
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Außenhaftung des Geschäftsführers

Haftung des Geschäftsführers aus unerlaubter Handlung

aus § 823 I BGB

persönliche 
Beteiligung (Tun)

Verletzung der 
Organisationspflicht 

(Unterlassen)

aus § 823 II BGB

i.V.m. Schutzgesetz
z.B. Betrug oder 

Beitragsvorenthaltung

in der Krise:

Haftung wegen 
Insolvenzverschleppung

(§ 823 II BGB i.V.m.
§ 15a I InsO)

aus § 826 BGB

vorsätzliche,
sittenwidrige 
Schädigung
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Haftung des Geschäftsführers in der Krise

wegen
Massenschmälerung

gemäß § 15b IV 1 InsO

Haftung des Geschäftsführers bei 
Insolvenzreife

wegen 
Insolvenzverschleppung 

gemäß § 823 II BGB i.V.m. § 15a I InsO

Abb.3Abb.4
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Erweiterung

Haftung für Zahlungen an Gesellschafter

Seit 01.01.2008 § 64 Satz 3 GmbHG, ab dem 01.01.2021: § 15 b V InsO

§ 15b V InsO

Zahlungen bei Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung; Verjährung

(5) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 gelten auch für Zahlungen an Personen, die an der juristischen Person beteiligt 

sind, soweit diese zur Zahlungsunfähigkeit der juristischen Person führen mussten, es sei denn, dies war auch bei 

Beachtung der in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Sorgfalt nicht erkennbar. Satz 1 ist auf Genossenschaften nicht 

anwendbar.

Dieser Tatbestand erweitert die Pflichten der Geschäftsführung zur Massesicherung.

Die größere praktische Bedeutung hat aber die Verantwortlichkeit des Geschäftsführers 

wegen Zahlungen aus dem Gesellschaftsvermögen nach Eintritt der Insolvenzreife.
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Haftung für Zahlungen nach Eintritt der Insolvenzreife

§ 15a Antragspflicht bei juristischen Personen und Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit

(1) Wird eine juristische Person zahlungsunfähig oder überschuldet, haben die Mitglieder des Vertretungsorgans

oder die Abwickler ohne schuldhaftes Zögern einen Eröffnungsantrag zu stellen. Der Antrag ist spätestens drei

Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit und sechs Wochen nach Eintritt der Überschuldung zu stellen.

§ 15b Zahlungen bei Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung; Verjährung

(1) Die nach § 15a Absatz 1 Satz 1 antragspflichtigen Mitglieder des Vertretungsorgans und Abwickler einer

juristischen Person dürfen nach dem Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschuldung der juristischen

Person keine Zahlungen mehr für diese vornehmen. Dies gilt nicht für Zahlungen, die mit der Sorgfalt eines

ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar sind.

Insolvenzordnung (InsO)

(2) Zahlungen, die im ordnungsgemäßen Geschäftsgang erfolgen, insbesondere solche Zahlungen, die der

Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs dienen, gelten vorbehaltlich des Absatzes 3 als mit der Sorgfalt eines

ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar. Im Rahmen des für eine rechtzeitige Antragstellung

maßgeblichen Zeitraums nach § 15a Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt dies nur, solange die Antragspflichtigen

Maßnahmen zur nachhaltigen Beseitigung der Insolvenzreife oder zur Vorbereitung eines Insolvenzantrags mit der

Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters betreiben. […]
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Haftung für Zahlungen nach Eintritt der Insolvenzreife II

(3) Ist der nach § 15a Absatz 1 Satz 1 und 2 für eine rechtzeitige Antragstellung maßgebliche Zeitpunkt verstrichen

und hat der Antragspflichtige keinen Antrag gestellt, sind Zahlungen in der Regel nicht mit der Sorgfalt eines

ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar.

(4) Werden entgegen Absatz 1 Zahlungen geleistet, sind die Antragspflichtigen der juristischen Person zur

Erstattung verpflichtet. Ist der Gläubigerschaft der juristischen Person ein geringerer Schaden entstanden,

beschränkt sich die Ersatzpflicht auf den Ausgleich dieses Schadens. Soweit die Erstattung oder der Ersatz zur

Befriedigung der Gläubiger der juristischen Person erforderlich ist, wird die Pflicht nicht dadurch ausgeschlossen,

dass dieselben in Befolgung eines Beschlusses eines Organs der juristischen Person gehandelt haben. Ein Verzicht

der juristischen Person auf Erstattungs- oder Ersatzansprüche oder ein Vergleich der juristischen Person über diese

Ansprüche ist unwirksam. Dies gilt nicht, wenn der Erstattungs- oder Ersatzpflichtige zahlungsunfähig ist und sich

zur Abwendung des Insolvenzverfahrens mit seinen Gläubigern vergleicht, wenn die Erstattungs- oder Ersatzpflicht

in einem Insolvenzplan geregelt wird oder wenn ein Insolvenzverwalter für die juristische Person handelt.

Insolvenzordnung (InsO)

§ 15b Zahlungen bei Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung; Verjährung
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Geschäftsführerhaftung: Steuern

Haftung des 
Geschäftsführers

für Steuerschulden

Haftung gemäß
§§ 71, 370 bzw. 374 AO

„Haftung des Steuerhinterziehers 
und Steuerhehlers“

Haftung gemäß 
§§ 34, 69 AO

„Haftung des Vertreters“

Abb.5
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Haftung des Geschäftsführers für SV-Beiträge 

§ 266a StGB Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt (Auszug)

(1) Wer als Arbeitgeber der Einzugsstelle Beiträge des Arbeitnehmers zur Sozialversicherung einschließlich der

Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob Arbeitsentgelt gezahlt wird, vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Arbeitgeber

1. der für den Einzug der Beiträge zuständigen Stelle über sozialversicherungsrechtlich erhebliche

Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder

2.   die für den Einzug der Beiträge zuständige Stelle pflichtwidrig über  sozialversicherungsrechtlich

erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt und dadurch dieser Stelle vom Arbeitgeber zu tragende

Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob

Arbeitsentgelt gezahlt wird, vorenthält.

Konsequenzen:

Straftatbestand, bei Verurteilung zur Freiheitsstrafe von mind. einem Jahr folgt 

Verbot für das Amt des Geschäftsführers für die Dauer von 5 Jahren zu bekleiden,

Schutzgesetz im Sinne von § 823 II BGB, daher persönliche Haftung, 

Anspruch aus vorsätzlicher unerlaubter Handlung, für den es keine Restschuldbefreiung gibt



Fallbeispiel „ Rotor- Recycling“

Seite 29

Haftung aus § 15 b IV InsO 

Eine GmbH schlittert in die Krise, nachdem der größte Kunde, ein Hersteller von

Windkraftanlagen, insolvent geworden ist. Die GmbH war Zulieferer und hat mit diesem

Kunden 40 % ihres Umsatzes getätigt. Der Geschäftsführer hofft auf Aufträge in einem

neuen Geschäftsfeld, dem Recycling von Rotorblättern von Windkraftanlagen. Obwohl

die GmbH zahlungsunfähig ist, stellt der Geschäftsführer keinen Insolvenzantrag und

flüchtet sich in die Erwartung, dass er die GmbH über das neue Geschäftsfeld retten

kann. Hier soll sich ein Investor mit einem großen Betrag beteiligen, mit dem ernsthaft

verhandelt wird. Der Investor springt dann aber doch ab und die GmbH ist nicht mehr zu

retten. Der Insolvenzverwalter nimmt den Geschäftsführer in Haftung, soweit dieser nach

Eintritt der Insolvenzreife, d.h. der Zahlungsunfähigkeit, Zahlungen zugelassen habe.

Dies sei insgesamt ein Betrag von 3 Mio. Euro. Hier bestünde ein Anspruch gegen den

Geschäftsführer auf Zahlung aus § 15 b IV 1 InsO.

www.jula-partner.de
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Auszahlungen aus dem Gesellschaftsvermögen

Verbotene Zahlungen 

Zahlungen

zu Lasten des 

Stammkapitals 

§§ 30,31 GmbHG

Zahlungen

nach Eintritt der 

Insolvenzreife

§ 15 b IV 1 InsO 

Zahlungen

an Gter, die 

Zahlungsunfähigkeit 

herbeiführen 

§ 15 b V InsO
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Gesellschafter muss erstatten, § 31 I GmbHG Anspruch der GmbH

Rechtsfolge bei verbotenen Auszahlungen gemäß § 30 GmbHG

Mitgesellschafter trifft neben dem empfangenden Gesellschafter Ausfallhaftung

(quotal/limitiert bis zur Höhe des Stammkapitals)

Geschäftsführer haftet der GmbH als Gesamtschuldner, sofern schuldhaft 

Auszahlung veranlasst, §§ 31, 43 III  GmbHG

Geschäftsführer haftet den Mitgesellschaftern, wenn schuldhaft Auszahlung 

veranlasst hat, §§ 31 VI  GmbHG
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Exkurs: Durchgriffshaftung des Gesellschafters

Wichtigste Fallgruppen der Durchgriffshaftung 

Missbrauch der 

Rechtsform 
existenzvernichtende 

Maßnahme 

Vermögensvermischung 
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Einzelne Haftungstatbestände: Gesellschafter

1. Haftung als faktischer Geschäftsführer (setzt Gesellschafterterstellung nicht voraus)

2. Haftung für Insolvenzverschleppung bei Kenntnis  von                             

fFührungslosigkeit (Insolvenzantragspflicht § 15a III InsO)

3. Haftung gegenüber der GmbH bei grob fahrlässiger Bestellung 

ceines amtsunfähigen Geschäftsführers         (§ 6 V GmbHG)
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Einzelne Haftungstatbestände: Gesellschafter

(3) Im Fall der Führungslosigkeit einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist auch jeder

Gesellschafter, im Fall der Führungslosigkeit einer Aktiengesellschaft oder einer

Genossenschaft ist auch jedes Mitglied des Aufsichtsrats zur Stellung des Antrags verpflichtet,

es sei denn, diese Person hat von der Zahlungsunfähigkeit und der Überschuldung oder der

Führungslosigkeit keine Kenntnis.

§ 15a InsO Antragspflicht bei juristischen Personen

(5) Gesellschafter, die vorsätzlich oder grob fahrlässig einer Person, die nicht Geschäftsführer 

sein kann, die Führung der Geschäfte überlassen, haften der Gesellschaft solidarisch für den 

Schaden, der dadurch entsteht, dass diese Person die ihr gegenüber der Gesellschaft 

bestehenden Obliegenheiten verletzt.

§ 6 GmbHG Geschäftsführer

Gesetzesauszug
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Haftung des Aufsichtsratsmitglieds

Aufsichtsratsmitglied :

Haftung:

grundsätzlich ggü. der Gesellschaft 

für pflichtwidrig verursachte Schäden

insbesondere wegen unzureichender Überwachung

(§ 116 AktG i.V.m. § 52 I 1 GmbHG)

Auch dann wenn er es unterlässt, den Vorstand/die Geschäftsführung in die Haftung zu

nehmen, obwohl dies geboten gewesen wäre oder Fehler bei der Auswahl der Vorstände

bzw. beim Abschluss der Anstellungsverträge

Abb.6
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Fallbeispiel „Der Erwerb der Kaffee-Großrösterei“

Der Vorstand der AG plant den Erwerb einer großen Kaffeerösterei. Obwohl bereits

mehrere Banken eine Finanzierungszusage verweigert haben, gründet der Vorstand gleichwohl

eine neue Gesellschaft in der Rechtsform der KG an der sich die AG mit einer nennenswerten

Kommanditeinlage beteiligen soll. Mit diesen Mitteln soll die Kaffeerösterei erworben werden.

Die Gründung der KG bzw. die Zeichnung der Beteiligung ist ein Geschäft, das der

Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. Der Aufsichtsrat segnet das ihm vorgelegte Geschäft

auch ab. Die KG wird gegründet, der Erwerb der Kaffeerösterei scheitert am Ende, weil der

Gesamtkaufpreis nicht finanziert werden kann. Die KG wird schließlich wieder abgewickelt,

insgesamt ist jedoch ein Betrag in Höhe von 500.000 Euro verbraucht worden. Der Aufsichtsrat

soll in die Haftung genommen werden. Diese Haftung kommt wegen pflichtwidriger

Überwachung in Betracht. Daneben dürfte der Vorstand selbst auch haften. Vorstand und

Aufsichtsrat haften gegenüber der AG als Gesamtschuldner.

Angelehnt an BGH Urt. 4.7.1977 – II ZR 150/75, BGHZ 69, 207, 219 (Haftung Verwaltungsrat bei Publikums-KG).

Aufsichtsratshaftung gemäß § 116 AktG
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.

Versicherungsschutz

Versicherte Personen

Geschäftsführer, Vorstände, Aufsichtsräte, ggf. ltd. Angestellten 

VermögensschädenPersonenschäden 
Arten der 

Schäden: 
Sachschäden

Versicherungs-

möglichkeiten: 

Betriebshaftpflichtversicherung

(mit Erweiterungen), ggf.

Kfz-Haftpflichtversicherung

D & O – Police,ggf.

BerufshaftpflichtV

(VertrauensschadensV)
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Versicherungen für die Risiken des Geschäftsführers

Geschäftsführer

1. Haftung 

2. Abberufung / Kündigung

3. Strafbarkeit

Betriebshaftpflichtversicherung

D & O –Versicherung

Vermögensschaden-

Rechtsschutzversicherung

Anstellungsvertrags-

Rechtsschutzversicherung

Strafrechtsschutz-

Versicherung

Versicherungsmöglichkeiten  
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Konstruktion der D&O-Versicherung

= GmbH/AG/eG/eV

Versicherte Personen (konzernweit):

• Geschäftsführer

• Vorstände

• Aufsichtsräte

• leitende Angestellte

Versicherungsnehmerin

Versicherung auf fremde Rechnung

Abb.7 



Seite 40www.jula-partner.de

D & O – Versicherung - Konstruktion



Direktanspruch der versicherten Person
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Anspruchserhebungsprinzip (Claims-Made-Prinzip)
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Rechtsbeziehungen bei D&O-Versicherung

Bei Abtretung des Freistellungsanspruchs an Gesellschaft: 

1. Zahlungsklage gegen Versicherer durch Gesellschaft

Leistungen des D & O – Versicherers:

1.  Rechtsschutz und Abwehrdeckung

2.  Befriedigung begründeter Ansprüche

GmbH: muss ggf. auf eigene Kosten gegen Organ klagen (Haftungsprozess) 

Geschäftsführer: Direktanspruch der versicherten Organperson ggü. dem Versicherer: 

1. Anspruch auf Gewährung Rechtsschutz/Abwehr 

2. Freistellungsanspruch wegen der Haftung

Geschäftsführer muss ggf. auf Deckung klagen (Deckungsprozess) = ggf. mit 

Deckungsklage-RSV



Abwehrdeckung und Kostenanrechnungsklausel

Die Versicherungssumme = Höchstleistung der Entschädigung

Auch Entschädigungsgrenzen bzw. „Sublimits“= Auch Deckungserweiterungen mit einem geringeren

Betrag als die Versicherungssumme werden sofern nicht anders vereinbart auf die

Versicherungssumme angerechnet. Über die Kostenanrechnungsklausel ferner auch Abwehrkosten.

Vereinbarung der Anrechnung aller Kosten und Leistungen auf die Versicherungssumme

Für den Umfang der Leistung des Versicherer ist die vereinbarte Versicherungssumme der Höchstbetrag für jeden

Versicherungsfall und für alle während einer Versicherungsperiode eingetretenen Versicherungsfälle zusammen.

Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der gegenüber einer

versicherten Person von einem Dritten und/oder dem Versicherungsnehmer bzw. einer Tochtergesellschaft geltend

gemachten Ansprüche (insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten) werden auf

die Versicherungssumme angerechnet.
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Auszug A-6.4. AVB D&O

Abweichung von § 101 II 1 VVG: Ist eine Versicherungssumme bestimmt, hat der Versicherer die Kosten eines auf 

seine Veranlassung geführten Rechtsstreits und die Kosten der Verteidigung nach Absatz 1 Satz 2 auch insoweit zu 

ersetzen, als sie zusammen mit den Aufwendungen des Versicherers zur Freistellung des Versicherungsnehmers die 

Versicherungssumme übersteigen.



Abwehrdeckung und Kostenanrechnungsklausel II

OLG Frankfurt Urt. v. 09.06.2011 - 7 U 127/09, VersR 2012, 432

Kostenanrechnungsklausel wegen Verstoßes gegen § 307 I 2 BGB unwirksam, offen lassend: OLG

Düsseldorf Urt. v. 13. 12. 2019 – 4 U 23/18 r+s 2020, 271 Rn. 43, sofern nur Kosten angerechnet

werden und keine Zinsen, sind jedenfalls Zinsen neben der Versicherungssumme zu leisten.

Fallbeispiel für ein Abwehrkostenzusatzlimit:

In Höhe von bis zu 2 Mio. Euro der Versicherungssumme, steht den versicherten

Personen für den Fall, dass die Versicherungssumme dieses Grundvertrages und aller

sich daran anschließenden Exzedentenverträge durch Zahlung vollständig verbraucht ist,

für Abwehrkosten in einem weiteren Versicherungsfall ein zusätzliches Limit zur Verfügung

(Zusatzlimit), das nicht auf die Versicherungssumme angerechnet wird.

- Ggf. Ergänzung durch Vermögensschaden-RS oder persönliche D&O
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Fallbeispiel Abwehrkotenzusatzlimit



Abwehrkosten und einstweiliger Rechtsschutz I

Die Wirecard AG war das ersten im DAX notierte Unternehmens, das insolvent wurde.

Das Amtsgericht München hat am 25. August 2020 das Insolvenzverfahren über die

Wirecard AG (Az. 1542 IN 1308/20) regulär eröffnet. Der Insolvenzantrag wurde gestellt

als bekannt wurde, dass Beträge in Höhe von ca. 1,9 Milliarden Euro auf asiatischen

Treuhandkonten, die in der Bilanz aktiviert gewesen sind, in Wahrheit gar nicht

existierten. Am 22.06.2020 veröffentlichte der Vorstand eine entsprechend ad-hoc-

Mitteilung, am 25.06.2020 stellte die AG eine Eigenantrag beim Insolvenzgericht.

Gläubiger haben Forderungen von über 12 Mrd. € angemeldet.
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Fallbeispiel Wirecard Teil 1  

Abb.8 



Abwehrkosten und einstweiliger Rechtsschutz I
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Fallbeispiel Wirecard Teil 2  

Der Vorstandsvorsitzende Herr Dr. Markus Braun, der am

24.06.2020 noch Aktien der Wirecard AG veräußerte, die an

diesem Tag noch eine Börsenwert von 50 Mio. € hatten, sitzt seit

dem 22.7.2020 in U-Haft. Das Vorstandsmitglied Jan Marsalek

ist abgetaucht. Im September 2018 hatten die Aktien von Markus

Braun von über 8 % noch eine Börsenwert von 1,6 Mrd. €.

Markus Braun erwirkte gegen den D&O-Versicherer die CHUBB

einstweilige Verfügungen, wonach Abwehrkosten und PR-Kosten

zu zahlen seien (OLG Frankfurt, Urt. v. 7.7.2021, 7 U 19/21,

juris; Urt. v. 8.11.21, 7 U 96/21). Die Hauptsache wird am

01.12.2021 vor dem OLG Frankfurt verhandelt (7 U 150/21).

Abb.9 



Abwehrkosten und einstweiliger Rechtsschutz II

Die Chubb hatte eine Grunddeckung über 15 Mio. €, weitere Layer-Deckungen bis zu

insgesamt 125 Mio. € schlossen sich an (u.a. Swiss Re, AGCS, AIG, Liberty und QBE).

OLG Frankfurt, 7.7.2021, 7 U 19/21, juris:

Der Verfügungsbeklagten wird geboten, dem Verfügungskläger bis zur rechtskräftigen

Entscheidung in der Hauptsache (Az. Landgericht Frankfurt, „.) bedingungsgemäßen

Versicherungsschutz zu gewähren, d.h. insbesondere, den Verfügungskläger von den

durch Beauftragung einer Rechtsanwaltssozietät ab dem 01.11.2020 entstandenen und

noch entstehenden Verteidigungskosten freizustellen, und zwar in den gegen ihn anhän-

gigen gerichtlichen Verfahren, wie sie sich aus der Anlage S+P EV 33 (Stand

27.05.2021) zum Urteil ergeben.
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Fallbeispiel Wirecard Teil 3  



Sublimits / Entschädigungsgrenzen 

Beispiele für Sublimits aus der D&O – Versicherung:

• neue Tochtergesellschaften (zu deren Einbeziehung in den bestehenden Versicherungsschutz

die Zustimmung des Versicherers erforderlich ist): 2 Mio. Euro je Versicherungsfall

• Fremdmandate, die nicht automatisch von der Versicherungssumme erfasst sind: 2 Mio. Euro je

Versicherungsfall

• Kosten bei einer Firmenstellungnahme für die rechtliche Beratung

der Versicherungsnehmerin oder einer Tochtergesellschaft: 2 Mio. Euro je Versicherungsfall

• Kosten bei aufsichtsrechtlichen Sonderuntersuchungen für die rechtliche Beratung der

Versicherungsnehmerin oder einer Tochtergesellschaft: 500.000 Euro je Versicherungsfall
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Auszug Versicherungsbedingungen 
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Sublimits / Entschädigungsgrenzen 
Auszug Versicherungsbedingungen 

Weitere Beispiele für Sublimits aus der D&O – Versicherung:

• Kosten des Krisenmanagements für die Tätigkeiten eines PR-Beraters für die

Versicherungsnehmerin oder eine Tochtergesellschaft: 500.000 Euro je Versicherungsfall.

• Abwehrschutz und Gehaltsfortzahlung für versicherte Personen bei Aufrechnung oder

Zurückbehaltung im Zusammenhang mit Gehaltsansprüchen: 250.000 Euro je versicherte Person

und Versicherungsfall

• Kosten eines PR-Beraters für versicherte Personen bei Reputationsschäden: 250.000 Euro je

Versicherungsfall

• Kosten psychologischer Unterstützung für versicherte Personen 50.000 Euro je

Versicherungsfall.



Eigenschadensdeckung (Company Reimbursement) 

Der Versicherer gewährt versicherten Unternehmen Versicherungsschutz für Schäden aufgrund von Pflichtverletzungen

von versicherten Personen

• soweit deren Haftung ausgeschlossen ist, weil die versicherten Unternehmen sie vor Begehung einer

Pflichtverletzung von einer Haftung rechtswirksam freigestellt haben oder auf die Geltendmachung und/oder

Durchsetzung von Ansprüchen (z.B. im Rahmen eines Aufhebungsvertrages) rechtswirksam verzichtet haben, oder

• soweit ein Anspruch auf Grund einer Entlastung nicht mehr besteht oder nicht mehr durchgesetzt werden kann, oder

• soweit für sie eine Haftungsprivilegierung nach § 31a I BGB oder eine

• vergleichbare ausländische Rechtsvorschrift gilt, oder falls sie zugleich über einen Arbeitsvertrag mit einem anderen

versicherten Unternehmen verfügen und insoweit von diesem eine Haftungsfreistellung verlangen können, oder

• sofern sich der Aufenthaltsort der versicherten Person, der die (behauptete) Pflichtverletzung vorgeworfen wird, nicht

ermitteln lässt oder falls über das Vermögen der versicherten Person das Insolvenzverfahren eröffnet, die

Verfahrenseröffnung mangels Masse abgewiesen oder ein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt wurde oder wenn

nach dem Tod einer versicherten Person, der oder die Erben die Erbgemeinschaft gemäß § 1945 BGB oder

vergleichbarer ausländischer Rechtsordnungen ausgeschlagen haben.

Der Versicherungsfall gilt als eingetreten, sobald das versicherte Unternehmen den Schaden beim Versicherer geltend macht.

Soweit der Versicherer Zahlungen leistet, verzichtet er unwiderruflich auf eventuelle Regressansprüche gegen versicherte Personen.
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Auszug Versicherungsbedingungen 



Eigenschadensdeckung (Company Reimbursement)
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Steuerrechtliche Aspekte

Die Versicherungsprämien zur D&O-Versicherung sind auf Seiten der GmbH

Betriebsausgaben. Es handelt sich nicht um geldwerte Vorteile der Organpersonen, d.h.

es ist hierfür keine Lohnsteuer zu entrichten. Dies gilt jedenfalls bei denen in der Branche

üblicherweise vereinbarten Deckungskonzepten. Der Betriebsausgabenabzug wird

jedenfalls dann zugelassen, wenn durch besondere Klauseln zur Firmenhaftung (dem

Company Reimbursement) im Ergebnis der Versicherungsanspruch aus der

Versicherungsleistung auch dem Unternehmen als Versicherungsnehmer zusteht. Die

Prämie darf sich nicht nach individuellen Kriterien der versicherten Personen bestimmen

und das Management muss als Ganzes versichert werden. Auch müssen die

Versicherungssummen deutlich höher als das übliche Privatvermögen der

Organmitglieder sein.
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Schreiben des BMF vom 24.01.2002, Aktenzeichen IV C 5 - S 2332 - 8/02.
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zeitlicher Geltungsbereich der D&O-Versicherung 

Grundsatz : 

1. Pflichtverletzung innerhalb des versicherten Zeitraumes UND

2. Anspruchserhebung innerhalb der Vertragslaufzeit bzw. 

Nachhhaftungsfrist

= Anspruchserhebungs- = Claims- Made- Prinzip 
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Versicherungsfall

Versicherungsfall: Beispiel:

Der Versicherer gewährt Versicherungsschutz für den Fall, dass versicherte Personen wegen

Pflichtverletzungen, die sie in ihrer Eigenschaft als Vorstand, Geschäftsführer oder Aufsichtsrat

begangen haben, aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für einen Vermögensschaden in

Anspruch genommen werden.

Definition:

Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personenschäden noch Sachschäden sind und

sich aus solchen Schäden auch nicht herleiten.

ggf.: Als Sachen gelten insbesondere auch Geld und geldwerte Zeichen.



Erweiterte Vermögensschadenklauseln

Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personenschäden noch Sachschäden sind, noch sich aus solchen

Schäden herleiten. Als Sachen gelten insbesondere auch Geld und geldwerte Zeichen.

In Erweiterung dazu gelten auch folgende Schäden als Vermögensschäden im Sinne dieses Versicherungsvertrages:

• Schäden, die aus einem Personen- oder Sachschaden folgen, bei der die Pflichtverletzung

jedoch nicht für den Personen- oder Sachschaden selbst, sondern ausschließlich für

einen damit in Zusammenhang stehenden Vermögensschaden ursächlich war;

• Schäden von Anteilseignern wegen Wertverlustes von Anteilen an der

Versicherungsnehmerin oder einer Tochtergesellschaft;

• Schäden, die aus einem Personen- oder Sachschaden folgen, es sich jedoch nicht um

deren Ersatz handelt, sondern um die daraus folgenden Schäden der

Versicherungsnehmerin oder einer Tochtergesellschaft

(z.B. in Form von entgangenen Gewinnen);

• Entschädigungen für psychische Beeinträchtigungen von Arbeitnehmern durch Verletzung

von Vorschriften des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes oder vergleichbarer

ausländischer Rechtsvorschriften
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Auszug Versicherungsbedingungen 
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Fallbeispiel: Der Vermögensschaden aus dem Sachschaden

Die GmbH betreibt in Gewerberäumen eine Produktionsanlage in der so genannte

Zytostatika hergestellt werden, es handelt sich um Arzneimittel, die u. a. zum Zwecke

der Chemotherapie eingesetzt werden. Durch einen nunmehr in dem Geschoss

darüber von dem dortigen Gewerbemieter verursachten Wasserschaden fällt die

Produktion aus. Durch den Wasserschaden ist der so genannte Reinhalteraum, in dem

die Produktion stattfindet, nicht mehr nutzbar.

Die Wiederherstellung und erneute Zertifizierung dieses Raums nimmt zwei Monate in

Anspruch. Der Geschäftsführer hat zwar Kenntnis von einer

Betriebsunterbrechungsversicherung der GmbH, vergisst jedoch dort den Schaden zu

melden.

Teil 1 Sachverhalt 
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Vielmehr konzentriert sich der Geschäftsführer darauf, beim Schadensverursacher, den

benachbarten Gewerbemieter den entgangenen Gewinn und die fortlaufenden Kosten

aus dem Produktionsbetrieb geltend zu machen. Dieser Gewerbemieter ist jedoch

weder versichert, noch leistungsfähig, sondern gerät in die Insolvenz, sodass die GmbH

bei ihm nichts mehr holen kann. Die Gesellschafterversammlung erhält von allen

Kenntnis und meint nunmehr den Geschäftsführer in die Haftung nehmen zu müssen,

weil dieser den Betriebsunterbrechungsschaden nicht frühzeitig gemeldet hat. Die

Meldung erst nach neun Monaten führte zur Leistungsverweigerung des Versicherers.

Dieser kann nun in der Tat nicht mehr den Schadenfall überprüfen. Eine Klage gegen

den Versicherer führt zu einer Kürzung von 50 % wegen grober Fahrlässigkeit, sodass

die GmbH endgültig den Schaden zur Hälfte allein tragen muss, sofern sie nicht vom

Geschäftsführer Erstattung erhält.

Fallbeispiel: Der Vermögensschaden aus dem 

Sachschaden
Teil 2 Sachverhalt 



Fallbeispiel „Vermögensschäden-VSV“
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Eine Mitarbeiterin, einer Unternehmung mit 2.000 Arbeitnehmerin die gastronomische

Einrichtungen betreibt, ist als Hauptkassiererin für die Verbuchung aller Einnahmen aus

den Barkassen zuständig. Sie entnimmt aus des Tageeinnahmen die sin sog. Safebags

ausgeliefert werden Bargeldbeträge und manipuliert sodann die Kassenprotokolle so,

dass sie den Beträgen nach Entnahme entsprechenden, die Fehlbeträge verschleiert sie

durch Gegenbuchungen. Der zuständige Geschäftsführer merkt dies erst, bei der

Aufstellung des Jahresabschlusses, dass die Salden der Gegenkonten nicht stimmen

können.

Die Gesellschaft hat eine erweitere Vertrauensschadensversicherung. Die

Hauptkassiererin gehört zu den Vertrauenspersonen. Dort sind allerdings Schäden wegen

Diebstahls von Bargeld ausgeschlossen.

In der D&O-Versicherung heißt es, dass Bargeld und Wertzeichen als Sachen gelten.

Fallbeispiel



Vermögensschäden-Personenschäden

OLG Frankfurt, Urteil vom 04. 04. 2014 - 2 U 93/13, r+s 2014, 477

Seite 60www.jula-partner.de

Der Tatbestand der grob fahrlässigen Schadenverursachung i.S. der §§ 110, 111 SGB VII

ist zu Lasten einer GmbH und ihres Geschäftsführers erfüllt, wenn der Geschäftsführer

einen Leiharbeiter veranlasst, ihm beim Transport eines ungesichert auf der Gabel eines

Gabelstaplers liegenden 2 x 4 m großen, 200 – 260 kg schweren Metallrahmen zu

helfen, und der Leiharbeiter dann beim plötzlichen Absenken der Gabel durch den

herabfallenden Rahmen schwer verletzt wird.

=> Versicherungsschutz über die BHV nicht D&O-Versicherung

Fallbeispiel



„in Ausübung der versicherten Tätigkeit“
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Grundsatz:

Den versicherten Personen wird Versicherungsschutz gewährt, wenn sie wegen einer

Pflichtverletzung in Ausübung einer Tätigkeit als versicherte Person (Pflichtverletzung) erstmals

schriftlich für einen Vermögensschaden auf Schadenersatz in Anspruch genommen werden

(Haftpflicht-Versicherungsfall).

Fallbeispiel „ Das neue Emissionshaus“

Zwei Vorstandsmitglieder einer Bank suchen ein neues Betätigungsfeld. Sie werden sich mit einem

anderen Bankhaus einig, dass man für dieses ein Emissionshaus gründet, für das man dann

Mitarbeiter des eigenen Emissionshauses abwirbt. Dieser Plan wird umgesetzt. Die Bank kündigt

die beiden Vorstandsmitglieder fristlos, beruft diese ab und will sie auf Schadensersatz in Anspruch

nehmen. Der D&O-Versicherer verweigert die Deckung. Er beruft sich auf den Ausschluss der

wissentlichen Pflichtverletzung und dem Umstand, dass die Vorstände schon nicht in Ausübung

ihrer Tätigkeit gehandelt hätten.

Angelehnt an OLG München Urt. v. 13.9.2017 – 7 U 4126/13, ZIP 2018, 27

Fallbeispiel



„in Ausübung der versicherten Tätigkeit“ 
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Fallbeispiel „ Das neue Emissionshaus“ – Teil 2

Demgegenüber offenlassend OLG Düsseldorf Urt. v. 8.11.2019 – 4 U 182/17 NJOZ 2020, 1033

qq Rn. 89. Überzeugend Möhrle AG 2019, 243. 247 sowie Koch ZIP 2018, 301, 306.

Das OLG München lehnte ebenfalls mangels Ausübung der Vorstandstätigkeit bei der Gründung des

Konkurrenzunternehmens den Versicherungsschutz ab. Die Fehlleistungen seien bei „Gelegenheit“

erfolgt, sie stünden nicht mehr im Zusammenhang mit der versicherten Organtätigkeit. Dem ist nicht zu

folgen. Gerade für schädliche Handlungen gegenüber der eigenen Gesellschaft sollte der

Versicherungsschutz gelten. Der Vorstand handelt auch dann in Ausübung der Tätigkeit, wenn er das

Amt zum eigenen Vorteil missbraucht und insoweit eine Treuepflichtverletzung begeht. Nur aufgrund

seiner Vorstandstätigkeit kann er die Mitarbeiter beurteilen und die „Guten“ abwerben. Sofern

Organhaftungsansprüche, hier aus § 93 AktG ausgelöst werden, lässt sich das Tatbestandsmerkmal

„in Ausübung der versicherten Tätigkeit“ bejahen.

Fallbeispiel



„in Ausübung der versicherten Tätigkeit“ 

Fallbeispiel : „Fehler bei der Due-Diligence-Prüfung“
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Fallbeispiel

Ein IT-Dienstleister kauft einen Konkurrenzbetrieb. Der Vorstandsvorsitzende ist Volljurist, er hat

jahrelang bei einer Großkanzlei im Bereich Gesellschaftsrecht gearbeitet. Er prüft daher selbst

rechtlich das Zielunternehmen auf etwaige Risiken. Bei den Marken übersieht er, dass diese nicht

verlängert und daher im Markenregister gelöscht wurden. Eine Neueintragung der Marken scheitert,

weil sofort andere Wettbewerber für sich gleichlautende Marken angemeldet haben. Es drohen

kostenintensive Rechtsstreitigkeiten. Da der Unternehmenskaufvertrag vorsieht, dass Schäden erst

ab 100.000 Euro vom Verkäufer zu erstatten sind, der Vermögensnachteil aber geringer ist, soll der

Vorstandsvorsitzende der Käuferin haften. Der D&O-Versicherer meint, diese Tätigkeit gehöre nicht

zu den Kernaufgaben des Vorstands. Dieser hätte die Due-Diligence-Prüfung einem zugelassenen

Rechtsanwalt überlassen müssen. Wie hier das Gericht entscheiden wird, ist offen. Vorzugswürdig

ist aber die Auffassung, dass auch diese Tätigkeit, die gerade den Organhaftungsanspruch aus § 93

AktG auslöst, von der D&O-Versicherung umfasst ist. Dass der Vorstand Spezialkenntnisse einsetzt

schadet nicht, sondern ist grundsätzlich erwünscht. Auch soweit ihm Versäumnisse unterlaufen, löst

dies die Organhaftung aus.



„in ihrer Eigenschaft als versicherte Person“ 

Außenhaftungsfall – Auszug Versicherungsbedingungen:

Ziffer I.1 AVB „wegen einer Pflichtverletzung, die sie in ihrer Eigenschaft als versicherte Person

begangen haben“.

OLG Frankfurt, Urt. v. 17.3.2021, 7 U 33/19, juris - Vorwurf: Verrat von Geschäftsgeheimnissen Rn. 103 f:

Auch der nach dem Vortrag der Klägerin gegenüber Frau E zu Unrecht erhobene Vorwurf der

unberechtigten Verwendung von Geschäftsgeheimnissen stünde jedenfalls noch im

Zusammenhang mit den ihr im Rahmen ihrer Tätigkeit für X Inc. anvertrauten Aufgaben, so dass

auch nach der Entscheidung des Oberlandesgerichts München der erforderliche Zusammenhang

gegeben ist. Auch wenn zunächst Bezugspunkt der Vorwürfe von Y die Aufnahme der Tätigkeit als

President beim Konkurrenzunternehmen ist, liegt dennoch eine Tätigkeit von Frau E in ihrer

Eigenschaft als versicherter Person vor. Denn die Frau E vorgeworfene tatsächliche Verwendung

von Geschäftsgeheimnissen erfolgte nicht bloß bei Gelegenheit, sondern das von Frau E

ausgeübte Amt soll geradezu den Geheimnisverrat erzwingen.
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Fallbeispiel
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Pflichtverletzungen aufgrund gesetzlicher 

Haftpflichtbestimmungen

Gesetzliche Haftpflichtbestimmungen

§§ 823 ff. BGB §§ 43 GmbHG § 43 III i.V.m. § 30 GmbHG

Problemfälle:

§ 69 AO

§§ 15 b IV, V InsO 

Können beide ausdrücklich in 

Versicherungsvertrag 

eingeschlossen werden

Lösung 



Seite 66www.jula-partner.de

Pflichtverletzungen aufgrund gesetzlicher 

Haftpflichtbestimmungen 

BGH Urt. v. 18.11.2020 – IV ZR 217/19, r+s 2021, 27, 28

Nach der Rechtsprechung des BGH sind unter gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen

Rechtsnormen zu verstehen, die unabhängig vom Willen der beteiligten Parteien an die

Verwirklichung eines unter den Bedingungen fallenden Ereignisses Rechtsfolgen

knüpfen. Damit fallen Verbindlichkeiten, die das Organmitglied gewollt eingegangen ist,

nicht unter den Versicherungsschutz.

Schlussfolgerung:

So genießt das Organmitglied keinen Versicherungsschutz bei einer Inanspruchnahme

aus einer Bürgschaft oder Garantie, die es persönlich übernommen hat.
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Anspruch aus § 15 b IV InsO  (vormals § 64 GmbHG)

BGH Urt. v. 18.11.2020 – IV ZR 217/19 r+s 2021, 27:

Nachdem mehrere Oberlandesgerichte zu dem Ergebnis gekommen sind, dass diese

Ansprüche in der D&O-Versicherung nicht mitversichert sind, hat der BGH

Versicherungsschutz bejaht.

Dies ergäbe sich aus einer Auslegung der Versicherungsbedingungen nach dem Verständnis

des durchschnittlichen Versicherungsnehmers. Dem BGH ist zu folgen.

Im Kern begründet der BGH seine Entscheidung damit, dass aus Sicht der Beteiligten der

Anspruch wegen Masseschmälerungen auf die Wiederherstellung des ursprünglichen

Zustandes gerichtet sei und daher als Schadensersatzanspruch im Sinne der

Versicherungsbedingungen einzuordnen sei, a.A. Vorinstanz OLG Frankfurt, sowie OLG

Düsseldorf Urt. v. 26.6.2020 - 4 U 134/18, juris; OLG Düsseldorf Urt. v. 20.07.2018 - 4 U 93/16,

juris; OLG Celle Beschl. v. 1.4.2016 - 8 W 20/16, BeckRS 2016, 125428.
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Schadensersatzansprüche?

§ 11 Abs. 2 GmbHG wohl nicht?

§§ 31, 43 III  GmbHG kein SE-Anspruch?

§§ 31 VI, III GmbHG kein SE-Anspruch?

§ 43a GmbHG kein SE-Anspruch 

§ 11 GmbHG Rechtszustand vor der Eintragung

(2) Ist vor der Eintragung im Namen der Gesellschaft gehandelt worden, so haften die Handelnden persönlich und solidarisch.

§ 31 GmbHG Erstattung verbotener Rückzahlungen

(3) Ist die Erstattung von dem Empfänger nicht zu erlangen, so haften für den zu erstattenden Betrag, soweit er zur Befriedigung

der Gesellschaftsgläubiger erforderlich ist, die übrigen Gesellschafter nach Verhältnis ihrer Geschäftsanteile. Beiträge, welche

von einzelnen Gesellschaftern nicht zu erlangen sind, werden nach dem bezeichneten Verhältnis auf die übrigen verteilt.

(6) Für die in den Fällen des Absatzes 3 geleistete Erstattung einer Zahlung sind den Gesellschaftern die Geschäftsführer,

welchen in betreff der geleisteten Zahlung ein Verschulden zur Last fällt, solidarisch zum Ersatz verpflichtet. Die Bestimmungen in

§ 43 Abs. 1 und 4 finden entsprechende Anwendung.
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1. Allgemeine/grundlegende Informationen

• Betriebsbeschreibung / Unternehmensgegenstand

• Gründung / Aufnahme der Tätigkeit

• Kennzahlen (Bilanzsumme, Umsatz, Eigenkapital, Jahresüberschuss /

Jahresfehlbetrag meist des abgelaufenen Geschäftsjahres / Konzerne konsolidiert)

• Insolvenzgrund?

• Vorversicherung?

• ([gemeldete] Schäden / abgelehnte Anträge? Kündigungen?)

• Einrichtung Qualitäts-/ Risikomanagementsystem

• Vorschäden- Geltendmachung gegen VP- ggf. gesonderte Erläuterung

• Umstände bekannt, die zu einem SE-Anspruch gegen VN oder verbundenes UN führen ? 

• Zertifizierung

• Anzahl Mitarbeiter

Nichtigkeit nach Arglistanfechtung? , Rücktritt wg. Verletzung vorvertraglicher Anzeigeobliegenheit?

Typische Antragsfragen bei der D&O-Versicherung

Teil 1 
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2. Beteiligungsverhältnisse/Kapitalstruktur

• Konzernzugehörigkeit? Organigramm beifügen

• existieren konzernverbundene Gesellschaften?

(Tochter-, Enkelgesellschaften- Organigramm, Beteiligungsverhältnisse /

ggf. Fragebogen je mitzuversicherndes Unternehmen) 

• Beteiligungen / Tochtergesellschaften in USA / Kanada / Australien

• Börsennotierung / öffentlicher Handel der Anteile der zu versichernden Unternehmen?

• Gesellschafter, ggf. ab 10 % einzeln zu benennen

• Beteiligung von VP, ggf. einschließlich Ehegatten / Kinder verbundener Unternehmen

Typische Antragsfragen bei der D&O-Versicherung

Teil 2 
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Typische Antragsfragen bei der D&O-Versicherung

3. Risiken/Vorschäden

• Einrichtung Qualitäts-/Risikomanagementsystem?

• Vorschäden? - Geltendmachung gegen VP- ggf. gesonderte Erläuterung

• Umstände bekannt, die zu einem SE-Anspruch gegen VN oder verbundenes UN führen ?

• Zertifizierung?

• eingeschränkter/ verweigerter Bestätigungsvermerk?

• Verweigerung Entlastung Geschäftsführung/Aufsichtsrat

• Kündigung (teilweise) von Krediten/Avalen?

• (außerordentliche) Beendigung von Organverhältnissen?

• Pfändungen/ Wechselproteste?

• Scheckrückgaben?/ Lastschriftrückgaben?

• Betreiben von Anlagen (BImschG)? Anhängige Genehmigungsverfahren?    

• Anfallen/Lagerung Sondermüll?

Teil 3 
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Typische Antragsfragen bei der D&O-Versicherung

4. Geschäftsentwicklung

• wesentliche Veränderung innerhalb einer bestimmten Zeit bezüglich der gestellten 

Antragsfragen?

• wird wesentliche Veränderung innerhalb der nächsten 12 Monate erwartet?

• Erfüllung Businessplan/Abweichungen bei jungen Unternehmen

5. Spezifische Fragen zum Versicherungsschutz

(Versicherungssumme/Nachhaftung/Rückwärtsversicherung)

Anlagen:

1. Jahresabschlüsse

2. Gesellschaftsvertrag/Satzung

3. Anstellungsverträge?

Teil 4 
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D&O-Versicherung- Anwendbarkeit VVG

§ 210 VVG Großrisiken, laufende Versicherung

(1) Die Beschränkungen der Vertragsfreiheit nach diesem Gesetz sind auf Großrisiken und auf laufende 

Versicherungen nicht anzuwenden.

(2) Großrisiken im Sinne dieser Vorschrift sind:

1. […]

2. […]

3. Risiken der unter den Nummern 3, 8, 9, 10, 13 und 16 der Anlage Teil A zum Versicherungsaufsichtsgesetz   

vvvvvverfassten Sach-, Haftpflicht- und sonstigen Schadensversicherungen bei Versicherungsnehmern, die 

vvvvvvmindestens zwei der folgenden drei Merkmale überschreiten:

a) 6 200 000 Euro Bilanzsumme,

b) 12 800 000 Euro Nettoumsatzerlöse,

c) im Durchschnitt 250 Arbeitnehmer pro Wirtschaftsjahr.

Gesetzesauszug
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Vorvertragliche Anzeigeobliegenheit

Mitteilung der Gefahrumstände bei Vertragsanbahnung

• dient dem VR zur Einschätzung, ob er das Risiko versichern will und zu welchem Preis

• Informationen über das zu versichernde Risiko               

• wahrheitsgemäße und vollständige Beantwortung beugt Vertragsgefahr vor, das heißt 

Gefahr, dass VN unredlich ist und Schäden manipuliert oder aufbauscht (daher auch 

Fragen zu Vorschäden und Vorversicherungen)
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Rechte des Versicherers bei Verletzung der 

vorvertraglichen Anzeigeobliegenheit

Rechte des Versicherers 

Rücktritt Kündigung Anpassung

3 alternativ zu wählende Optionen 
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§ 123 BGB Anfechtbarkeit wegen Täuschung oder Drohung

(1) Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung oder

widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklärung anfechten.

(2) Hat ein Dritter die Täuschung verübt, so ist eine Erklärung, die einem anderen

gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieser die Täuschung

kannte oder kennen musste. Soweit ein anderer als derjenige, welchem gegenüber

die Erklärung abzugeben war, aus der Erklärung unmittelbar ein Recht erworben

hat, ist die Erklärung ihm gegenüber anfechtbar, wenn er die Täuschung kannte

oder kennen musste.

Arglistanfechtung 
Gesetzesauszug

www.jula-partner.de
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Arglistanfechtung 

Es gibt keinen Erfahrungssatz dahingehend, dass selbst die bewusste unrichtige

Beantwortung von Fragen immer nur in der Absicht getätigt wird, auf den Willen des

Versicherers Einfluss zu nehmen.

Daher muss der Versicherer entsprechend den allgemeinen Beweislastregeln

nachweisen, dass der Versicherungsnehmer mit Hilfe der Abgabe einer falschen

Erklärung auf den Willen des Versicherers einwirken wollte, sich also bewusst war, der

Versicherer werde seinen Antrag nicht oder möglicherweise nur unter erschwerten

Bedingungen annehmen, wenn der Versicherungsnehmer die Fragen wahrheits-gemäß

beantworten würde.

(siehe z.B: OLG Saarbrücken, Urt. 09.12.05, VersR 2006, 681).



Seite 78www.jula-partner.de

Ausschluss der Rechte des VR in AVB

Beispiel nach Chubb OLA 2011 Prime Line Direct:

4.14 Verzicht auf Anfechtung und Rücktritt

Der Versicherer verzichtet im Versicherungsfall auf die Ausübung der Rechte

a. zur Anfechtung des Versicherungsvertrages aufgrund arglistiger Täuschung und

b. zum Rücktritt vom Versicherungsvertrag wegen Anzeigepflichtverletzung, 

welche bei Vertragsschluss oder einer Vertragsverlängerung begangen wurden.

ABER 

7.4 Ausschlüsse bei Anfechtungs- und Rücktrittsverzicht

Beispiel nach Chubb OLA 2011 Prime Line Direct Teil 1



Seite 79www.jula-partner.de

Ausschluss der Rechte des VR in AVB

7.4.1. Ausschluss arglistiger oder die Anzeigepflicht 

verletzender versicherter Personen

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Versicherungsfälle wegen Inanspruchnahmen oder

Verfahren, die auf dem Gefahrumstand beruhen, in Ansehung dessen die das Anfechtungs- oder

Rücktrittsrecht begründende Täuschung oder Anzeigepflicht-verletzung begangen wurde.

Dies gilt nur, insoweit eine Inanspruchnahme oder ein Verfahren gegen eine versicherte Person

gerichtet ist, die selbst die zur Anfechtung oder zum Rücktritt berechtigende Täuschungshandlung

oder Anzeigepflichtverletzung begangen hat.

7.4 Ausschlüsse bei Anfechtungs- und Rücktrittsverzicht

Steht dem Versicherer ein Recht zur Anfechtung wegen arglistiger Täuschung oder zum Rücktritt

wegen Anzeigepflichtverletzung zu, das er wegen 4.14 nicht ausüben kann, gilt:

Beispiel nach Chubb OLA 2011 Prime Line Direct Teil 2
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Ausschluss der Rechte des VR in AVB

7.4.2 Ausschluss aller Versicherungsfälle betreffend arglistige versicherte Personen

Bei arglistiger Täuschung sind zusätzlich zu 7.4.1 auch sämtliche anderen Versicherungsfälle wegen

Inanspruchnahmen oder Verfahren, die gegen die versicherte Person gerichtet sind, welche selbst die

Täuschungshandlung vorgenommen hat, vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

7.4.3 Ausschluss aller Versicherungsfälle betreffend versicherte Personen 

mit Kenntnis der Arglist

Bei arglistiger Täuschung sind außerdem sämtliche Versicherungsfälle wegen Inanspruchnahmen

oder Verfahren, die gegen versicherte Personen gerichtet sind, die Kenntnis von der arglistigen

Täuschung hatten, vom Versicherungsschutz ausgeschlossen, es sei denn, sie haben den

Gefahrumstand, über den getäuscht wurde, unverzüglich nach Kenntniserlangung angezeigt.

Beispiel nach Chubb OLA 2011 Prime Line Direct Teil 3



Ausschluss der Rechte des VR in AVB

Beispiel:

Tritt der Versicherer wegen der Verletzung von Anzeigepflichten vom Versicherungsvertrag zurück

oder erklärt er die Anfechtung seiner auf Vertragsabschluss oder -verlängerung gerichteten

Willenserklärung und sind die Umstände, die den Versicherer zum Rücktritt oder zur Anfechtung

berechtigen, einer versicherten Person nicht bekannt gewesen, so sind der Rücktritt und die

Anfechtung dieser versicherten Person gegenüber unwirksam, wenn die versicherte Person in

Anspruch genommen wird.
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Ausschluss der Rechte des VR in AVB

OLG Düsseldorf, Urt. v. 23.8.2005 -4 U 140/04, VersR 2006, 785

In der sog. ComRoad-Entscheidung war die Klausel wie folgt formuliert:

„Bei der Prüfung, ob Versicherungsschutz besteht, werden einer versicherten Person keine bei anderen

versicherten Personen gegebenen Tatsachen zugeschrieben oder vorhandene Kenntnisse zugerechnet.“ 
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Die Firma ComROAD AG, von Bodo Schnabel gegründet und geleitet. Bereich der Telematik. Schnabel 

fälschte den Jahresumsatz 2001 zu fast 100 %; er konstruierte eine Scheinfirma VT Electronics Ltd. in 

Hongkong mit einem Geschäftsführer namens Jeff Liu. Die Hongkonger Firma verkaufte und lieferte 

angeblich direkt an Endkunden, ComROAD berechnete Aufschläge zu Rechnungen und 

Lizenzgebühren.

Problem: Muss der VR vorläufig Abwehrkostendeckung geben?
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7.1.3 Vorläufige Verteidigungskosten, Rückerstattungspflicht

Im Zweifel über das Vorliegen einer wissentlichen Pflichtverletzung gemäß 7.1.1 oder vorsätzlichen

Pflichtverletzung gemäß 7.1.2 wird der Versicherer vorläufige Verteidigungskosten gewähren. Dies gilt

auch, wenn der Anspruch auf Schadenersatz oder das Verfahren auf eine Rechtsnorm gestützt wird,

deren Voraussetzungen nur bei Vorsatz erfüllt sein können.

Steht das Vorliegen einer wissentlichen Pflichtverletzung gemäß 7.1.1 oder einer vorsätzlichen

Pflichtverletzung gemäß 7.1.2 fest, entfällt der Versicherungsschutz. Dies gilt im Fall von 7.1.1 nicht,

wenn die versicherte Person die Voraussetzungen von 7.1.1 Abs. 2 nachweist. Vom Versicherer

bereits geleistete Verteidigungskosten sind zurückzuerstatten. Als Feststellung gilt eine rechtskräftige

gerichtliche Entscheidung, oder ein Eingeständnis der versicherten Person, aus der/dem sich die

Tatsachen ergeben, welche die wissentliche oder vorsätzliche Pflichtverletzung belegen.

Ein Verfahrensabschluss durch Strafbefehl führt nicht zur Rückerstattungspflicht der strafrechtlichen

Verteidigungskosten.

Ausschluss der Rechte des VR in AVB



Problem: rechtskräftige Feststellung

Rn.: 142: Zum einen ist die Klausel nicht hinreichend transparent. Es bleibt unklar, was mit der Formulierung „rechtskräftig

festgestellt“ gemeint sein soll. Der um Verständnis bemühte durchschnittliche Versicherungsnehmer wird der Klausel zwar

entnehmen, dass der Versicherer nur vorläufig leisten und sich die Rückforderung vorbehalten will, sofern tatsächlich ein

wissentlicher Verstoß gegen Pflichten vorlag. An welche Bedingung dies konkret geknüpft wird, bleibt jedoch unklar. Eine

rechtskräftige Feststellung der wissentlichen Pflichtverletzung erfolgt jedenfalls im Haftpflichtprozess nicht. Dort wird nur über den

Haftpflichtfall entschieden, wobei in die Rechtskraft der dortigen Entscheidung der Versicherer nicht einbezogen ist, da er an diesem

Rechtsstreit nicht als Partei beteiligt ist. In welchem Rechtsverhältnis eine rechtskräftige Feststellung getroffen werden muss, um die

Klausel zu erfüllen, wird auch nicht hinreichend deutlich. Dem durchschnittlichen Versicherungsnehmer - auch einem solchen einer

D&O-Versicherung - werden die verschiedenen Rechtsverhältnisse und die in diesem Zusammenhang sich stellenden - im

Einzelnen auch in Rechtsprechung und Literatur streitigen - Fragen zur Bindungswirkung eines Urteils im Haftpflichtprozess, deren

Reichweite und der Begriff der Voraussetzungsidentität nicht geläufig sein. Für ihn ist daher auch nicht greifbar, wann der

Ausschluss greift und er gegebenenfalls mit einer Rückforderung zu rechnen hat. Da die Klausel von einem rückwirkenden Wegfall

des Versicherungsschutzes im Sinne einer auflösenden Bedingung spricht, wird der durchschnittliche Versicherungsnehmer dies

nicht dahin verstehen, dass in einem gesonderten Deckungsprozess zunächst rechtskräftig der wissentliche Pflichtverstoß

festzustellen ist. Infolgedessen ist auch nicht hinreichend deutlich, dass sich die rechtskräftige Feststellung nur auf das

Deckungsverhältnis, nicht aber auf die abschließende Entscheidung im Haftpflichtprozess beziehen kann.
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OLG Frankfurt, Urt. v. 17.3.2021, 7 U 33/19, juris, 3. Leitsatz:

Eine rechtskräftige Feststellung der wissentlichen Pflichtverletzung kann nicht im Haftpflichtprozess erfolgen.



OLG Frankfurt zum Wirecard-Fall

OLG Frankfurt, Urt. v. 7.7.2021, 7 U 19/21, juris Leitsatz 

Dem Versicherer ist es versagt, sich auf einen Ausschluss wegen arglistiger Täuschung zu berufen,

wenn er vorläufige Abwehrkosten bei wissentlicher oder vorsätzlicher Pflichtverletzung bis zum

Vorliegen einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung zugesagt hat, aus der sich die Tatsachen

ergeben, welche die wissentliche oder vorsätzliche Pflichtverletzung belegen, und es an einer solchen

Entscheidung fehlt.

VR trug vor: Finanzberichte der Wirecard AG seine seit 2015 wegen der Einbeziehung angeblicher

Umsatzerlöse aus TPA-Geschäften unzutreffend gewesen und stellten die wirtschaftl. Verhältnisse

falsch dar (Drittpartnergeschäft = Third Party Acquiring, kurz TPA), in Asien , wo Wirecard keine

eigenen Lizenzen hatten, sollte das Geschäft über Drittpartner abgewickelt werden, die aber nicht gab,

zumindest nicht die Erlöse/Umsätze
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Fallbeispiel Wirecard Teil 4  



Einstweilige Verfügung auf Abwehrdeckung

OLG Frankfurt, 11.12.2020, 7 W 29/20, juris:

Aus dem Sachverhalt: Er (Markus Braun) habe Anfang Juli 2020 einen Vorschuss an seine Anwälte in Höhe von 290.000,-

Euro gezahlt, der zum Stichtag 14.10.2020 bis auf 45.149,99 Euro aufgebraucht worden sei. Aufgrund der anhängigen

Zivilverfahren seien bislang vorzuschießende Anwaltsgebühren in Höhe von 388.556,12 Euro angefallen. Eine Klage

gegen die X AG wegen der Kündigung seines Dienstvertrages könne er mangels ausreichender finanzieller Mittel nicht

erheben; ebenso werde er sich nicht gegen sich bereits konkret abzeichnende Organhaftungsansprüche wehren können.

Die Klageerwiderung in dem Musterverfahren vor dem Landgericht Stadtl (Az. ...) könne nicht gefertigt werden; ebenso könne

er lediglich gegen drei der zahlreichen Arreste und Pfändungen, die allesamt in unmittelbarem Zusammenhang mit seiner

Tätigkeit bei der X AG stehen würden, Widerspruch einlegen.

Der Antragsteller hat beantragt, der Antragsgegnerin zu gebieten, ihn bis zur rechtskräftigen Entscheidung in der

Hauptsache in den gegen ihn anhängigen gerichtlichen Zivilverfahren, die in Anlage 1 bezeichnet sind, sowie in den gegen

den Antragsteller noch anhängig werdenden gerichtlichen Zivilverfahren, soweit sie mit angeblichen Pflichtverletzungen

des Antragstellers als Mitglied des Vorstandes der X AG im Zusammenhang stehen, vertragsgemäßen Versicherungsschutz

zu gewähren, d. h. insbesondere, den Antragsteller von den durch Beauftragung einer Rechtsanwaltssozietät ab dem

01.11.2020 entstehenden Verteidigungskosten freizustellen, wo bei ein Stundensatz für Partner in Höhe von 350,- Euro und

für angestellte Anwälte in Höhe von 250,- Euro, jeweils netto, und mindestens die nach RVG angefallenen und anfallenden

Anwaltsgebühren alsangemessengelten
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Fallbeispiel Wirecard Teil 5  



Einstweilige Verfügung auf Abwehrdeckung  II

Rn. 42: Von einer existentiellen Notlage ist nach der Rechtsprechung auszugehen, wenn der Antragsteller

so dringend auf die sofortige Erfüllung seines Leistungsanspruchs angewiesen ist und sonst so erhebliche

wirtschaftliche Nachteile erleiden würde, dass ihm ein Zuwarten oder eine Verweisung auf die spätere

Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen nach Wegfall des Stadtl geht es seinen Angaben

zufolge um seine wirtschaftliche Existenzgrundlage, da im Rahmen der angestrebten Musterklage

Forderungen in Millionenhöhe auf ihn zukommen werden. Ohne die begehrte Abwehrdeckung dürfte ihm

ei ne adäquate Verteidigung gegen diese Klage nicht möglich sein. Er befindet sich zurzeit in

Untersuchungshaft und verfügt über keinerlei Einkommen. Eigene finanzielle Mittel stehen ihm aufgrund

der gegen ihn verhängten Arreste nicht zur Verfügung. Der Antragsteller hat vorgetragen und

eidesstattlich versichert, dass sein gesamtes Vermögen arretiert sei, er über keinerlei Vermögen mehr

verfüge und die seinen Anwälten überlassenen Vorschüsse mittlerweile aufgebraucht seien. Er ist

deshalb nicht mehr in der Lage, das Anwaltshonorar insbesondere für die anstehende Klageerwiderung in

dem Verfahren vor dem Landgericht Stadt l zu zahlen. Sein Anwalt hat diesen Vortrag aus eigener Sach-

kunde bestätigt und anwaltlich versichert.
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Fallbeispiel Wirecard Teil 6  

OLG Frankfurt, 11.12.2020, 7 W 29/20, juris:



Einstweilige Verfügung auf Abwehrdeckung 

Rn. 56: Bei dieser Klausel dürfte es sich um eine sogenannte qualifizierte Severability-Klausel handeln,

mit der der Versicherungsschutz gutgläubiger, versicherter Personen erhalten bleiben und nur der

arglistig handelnde Versicherte die Folgen des Ausschlusses tragen soll. Die Wirksamkeit solcher

Klauseln ist teilweise umstritten, weil die Möglichkeit der Anfechtung der Vertragserklärung wegen

Arglist nicht ohne weiteres ausgeschlossen werden kann; überwiegend werden derartige Klauseln

jedoch für wirksam gehalten (zum Meinungsstand Bruck/Möller/Gädtke, WG, 9. Auflage 2013, 4. Band,

AVB-AVG 2011/2013, Ziffer 7/8 Rn. 52 ff.;Veith/Gräfe/Lange, Der Versicherungsprozess, 4. Auflage

2020, § 21Rn. 117). Vorliegend dürfte die Streitfrage nicht zum Tragen kommen, da gerade der

Ausschluss des Versicherungsschutzes für den angeblich selbst Täuschenden in Rede steht.

OLG FFM 11.12.2020, verweist an das LG FFM zurück. LG FFM, Urteil vom 18.01.2021 dem Antrag auf

Erlass einer einstweiligen Verfügung bis zur rechtskräftigen Entscheidung in der Hauptsache

stattgegeben, => OLG Frankfurt, Urteil vom 07. Juli 2021 - 7 U 19/21 -, juris
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OLG Frankfurt, 11.12.2020, 7 W 29/20, juris:

Fallbeispiel Wirecard Teil 7  
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Gefahrerhöhung bei der D & O – Versicherung

(Vorstrafen des Geschäftsführers?)

Gefahrerhöhung?

Änderung des Unternehmensgegenstandes?
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Gefahrerhöhung bei der D & O – Versicherung 

Ausschließliche Vereinbarung der Umstände der Gefahrerhöhung in AVB?

9.2.1. ULLA:

Der VN ist verpflichtet, dem VR „auf Befragen“ unverzüglich alle nach Vertragsschluss

eintretenden, die übernommene Gefahr erhöhenden Umstände mitzuteilen.

Ferner BGH:

Klausel, dass Liquidation automatisch zum Erlöschen des Versicherungsschutzes führt, ist

wegen Verstoßens gegen § 34 VVG a.F. unwirksam/nur Gestaltungsrecht des VR

BGH, 12.9.2012, IV ZR 171/11:

Für die Anzeigepflicht bei einer nicht veranlassten Gefahrerhöhung enthalten die Allgemeinen

Versicherungsbedingungen für die Vermögensschaden Haftpflichtversicherung von Unternehmensleitern und

Leitenden Angestellten (ULLA) eine abschließende Regelung, die einen Rückgriff auf die gesetzlichen Vorschriften der

§§ 27, 28 VVG a.F. ausschließt.
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Siehe OLG Frankfurt Urt. v. 20.7.2011 – 7 U 7/10 r+s 2012, 292:

„Ist nicht ersichtlich, dass die durch ihre Organe handelnde VN an dem Verkauf von Aktien an den 

neuen Mehrheitsaktionär mitgewirkt hat, stellt sich die durch den hierdurch eingetretenen 

Beherrschungswechsel eingetretene Gefahrerhöhung nicht als veranlasste Gefahrerhöhung i.S. von 

§ 27 Abs.1 Nr. 1 VVG dar

Gefahrerhöhung bei der D & O – Versicherung 

Gefahrerhöhung ?
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Verbreitete Ausschlüsse in der D&O 

• wissentliche / vorsätzliche Pflichtverletzung / vorsätzliche Herbeiführung d. Schadens

• ausländische Rechtsordnungen (angloamerikanisches Recht/Kanada)

• Bußgelder / Strafzahlungen / Vertragsstrafen

• Innenverhältnis – Innenhaftung - konzerninterne Haftung

• unzureichender Versicherungsschutz

Abgrenzung zur Dauer der Versicherung und zu einer etwaigen Subsidiaritätsklausel 

Abb.10



Bindungswirkung des Haftpflichturteils und Ausschluss

Siehe BGH Urt. v. 20.6.2001 – IV ZR 101/00, NZV 2001, 461, 462:

In der Haftpflichtversicherung gilt das Trennungsprinzip. Das Haftpflichtverhältnis, das zwischen dem geschädigten

Dritten und dem haftpflichtigen Versicherungsnehmer besteht, ist von dem Deckungsverhältnis zwischen

Versicherungsnehmer und Haftpflichtversicherer zu trennen. Grundsätzlich ist im Haftpflichtprozess zu entscheiden, ob

und in welcher Höhe der Versicherungsnehmer dem Dritten gegenüber haftet. Ob der Versicherer dafür eintrittspflichtig

ist, wird im Deckungsprozess geklärt.

Aber: Bindungswirkung des Haftpflichturteils

Wird der Haftpflichtanspruch gegen das Organmitglied durch ein Urteil festgestellt, hat dies Bindungswirkung für den

Deckungsanspruch. Der Versicherer ist bei seiner Regulierungsentscheidung grundsätzlich an die Feststellungen um

Urteil gebunden.

Siehe BGH Urt. v. 20.6.2001 – IV ZR 101/00, NZV 2001, 461

Ist im Haftpflichturteil ein schadensverursachender Pflichtverstoß des Versicherungsnehmers festgestellt, kann sich der

Versicherer im Deckungsprozess zur Begründung des Ausschlusstatbestandes („… Schadensverursachung durch …

wissentliche Pflichtverletzung”) nicht auf eine andere schadensverursachende Pflichtwidrigkeit berufen.

Siehe auch BGH, Urt. v. 30.9.1992 - IV ZR 314/91, BGHZ 119, 276, 278 f
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Teil 1



Bindungswirkung des Haftpflichturteils und Ausschluss 

Die Bindungswirkung tritt nur soweit ein wie eine sog. Voraussetzungsidentität besteht

(BGH, Urt. v. 8.12.2010, IV ZR 211/07, juris, Rn. 11).

Sind im Haftpflichtprozess Feststellungen offen geblieben, ist auch keine Bindungswirkung eingetreten.

Diese Fragen können daher im Deckungsprozess entschieden werden.

Problematisch ist, ob das Gericht im Deckungsprozess einen anderen Grad des Verschuldens ansetzen

darf, wenn das Gericht im Haftungsprozess sich festgelegt hat (dafür ausdrücklich OLG Düsseldorf Urt.

v. 8.11.2019 – 4 U 182/17 NJOZ 2020, 1033, Rn. 114). Entscheiden ist, dass sich die Bindungswirkung

nur auf die tatsächlichen Elemente, nicht auf die rechtliche Würdigung erstreckt.

BGH, Urt. v. 8.12.2010, IV ZR 211/07, juris:

Der für den Deckungsprozess bindende Haftungstatbestand umfasst lediglich die vom Tatrichter des

Haftpflichtprozesses festgestellten und seiner Entscheidung tatsächlich zugrunde gelegten tatsächlichen

Elemente, seine rechtliche Einordnung ist dagegen ohne Belang.
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Teil 2



Ausschluss: Wirkung auf andere versicherte Personen?

Für die Klärung der Frage, ob sich der Ausschluss auf alle versicherten Personen auswirkt, ist zwischen

objektiven und subjektiven Risikoausschlüssen zu unterscheiden.
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A-7.1 Satz 2 der AVB D&O:

Den versicherten Personen werden die Handlungen und Unterlassungen nicht zugerechnet, die von

anderen Organmitgliedern begangen wurden (sog. Severability-Klausel).

Auszug Musterversicherungsbedingungen GDV
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Ausschlüsse - Überblick

Formen des Verschuldens

Vorsatz

ZivilR/StrafR:

Direkter und Eventual-Vorsatz

Besonderheiten:

Arglist,

Wissentliche PflichtV

Fahrlässigkeit

ZivilR:

Einfache oder grobe 

Fahrlässigkeit

StrafR:

(un)bewußte Fahrlässigkeit

Verschulden 



Verschulden
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Formen des Verschuldens



Vorsatz
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Formen des Verschuldens

BGH Urt. v. 20. 12. 2011 – IV ZR 3091/10, NJW-RR 2021, 404, Rn. 10

Vorsatz enthält ein „Wissens-“ und ein „Wollenselement“. Der Handelnde muss die 

Umstände, … auf die sich der Vorsatz beziehen muss, gekannt bzw. vorausgesehen und 

in seinen Willen aufgenommen haben.
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Ausschlüsse-

wissentliche / vorsätzliche Pflichtverletzung

KG, Urt. vom 30.01.2007, 6 U 132/06, VersR 2008, 79.:

Ein wissentlicher Verstoß kann nur vorliegen, wenn der Versicherte die verletzte Pflicht positiv kennt.

Bedingter Vorsatz, bei dem der die in Rede stehende Verpflichtung nur für möglich hält, reicht dafür

ebenso wenig aus wie eine fahrlässige Unkenntnis. Versicherte muss die Pflichten zutreffend gesehen

haben (BGH NJW 2006, 289, 291).

Neben diesem Wissen um die Pflichten ist das Wollen der Pflichtverletzung unabdingbare

Voraussetzung für den Risikoausschluss (vgl. BGH NJW-RR 2001, 1311). Der VN muss auch subjektiv

das Bewusstsein gehabt haben, gesetzes-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrig zu handeln

(BGH, a. a. O.).

Ein bewusster Verstoß gegen Pflichten setzt voraus, dass der VN sich in einer Situation, in der ihm

bewusst ist, wie und auf welche Art und Weise er sich verhalten müsste, was er konkret tun oder lassen

müsste, ebenso bewusst dafür entscheidet, von dieser geforderten Verhaltensweise abzuweichen

(vgl. BGH NJW-RR 1987, 472 ff.; Senat, Urteil vom 1. Februar 2005 – 6 U 43/04).
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Ausschlüsse - Pflichtverletzung und Schaden

Vorsatz

Pflichtverletzung Schaden

§ 103 VVG
vertraglicher Ausschluss bei 

vorsätzl./oder wissentl. PflichtV

§ 103 VVG Herbeiführung des Versicherungsfalles

Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich und 

widerrechtlich den bei dem Dritten eingetretenen Schaden herbeigeführt hat.

Teil 1
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Ausschluss wissentliche Pflichtverletzung:

„Nicht versichert sind Versicherungsfälle wegen wissentlicher Pflichtverletzung.“

Ausschluss vorsätzliche Pflichtverletzung:

„Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Schadenersatzansprüche wegen vorsätzlicher 

Pflichtverletzungen“

Empirische Untersuchung 2019 der Leistungsausschlussklauseln der Versicherungsbedingungen

der 26 am deutschen Markt tätigen VR: 

wissentliche Pflichtverletzung 15-mal vertreten, die vorsätzliche Pflichtverletzung 11-mal)

Keine Standard-AVB verzichten auf Ausschluss, nur Maklerwordings gegen Prämienzuschlag ohne 

den Ausschluss sind ggf. für bestimmte Risiken bzw. Premium-Kunden beschaffbar

Ausschlüsse – vorsätzliche Schadensherbeiführung 

wissentliche Pflichtverletzung
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Beispiel Allianz HV 0/11 04.13 – Auszug Versicherungsbedingungen

§ 4 Ausschlüsse

Der Versicherungsschutz bezieht sich vorbehaltlich der Regelung in § 3 Ziffer 8 nicht auf Haftpflichtansprüche

1. wegen vorsätzlicher Schadenverursachung oder durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift,

Beschluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung.

Der Ausschluss nach § 4 Ziffer 1 Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die wissentliche Pflichtverletzung allein in

einer Verletzung von ausschließlich auf Ebene der Versicherungsnehmerin bzw. einer vom Versicherungsschutz

umfassten Tochtergesellschaft gesetztem Recht in Form von Satzung, Geschäftsordnung, Gesellschafterbeschluss

oder Weisung der Gesellschafter besteht, und die versicherte Person auf der Grundlage angemessener Informationen

im Zeitpunkt der Pflichtverletzung und zum Wohl der Versicherungsnehmerin bzw. einer vom Versicherungsschutz

umfassten Tochtergesellschaft gehandelt hat.

Den versicherten Personen werden die Handlungen und Unterlassungen nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen von

anderen Organmitgliedern begangen wurden.

Ausschlüsse – vorsätzliche Schadensherbeiführung 

wissentliche Pflichtverletzung

§ 3 Ziffer 8 = Abwehr- und Kostenschutz wird gewährt, entfällt aber rückwirkend wenn Urteil/Vergleich 

vorsätzliche Herbeiführung oder wissentliche  PflichtV. feststellt
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Die Gesellschafter haben in der Geschäftsordnung festgelegt, dass bei Verkäufen ab 10.000 Euro eine

Bonitätsauskunft über den Käufer bei einer Auskunftei einzuholen ist. Der Geschäftsführer hat trotz dessen

einem Kunden Ware im Wert von 15.000 Euro geliefert, weil er in dem persönlichen Verkaufsgespräch keine

Zweifel an der Bonität des Kunden hatte und er die Einholung einer Bonitätsauskunft für überflüssig hielt. Der

Kunde hat auf ihn einen soliden Eindruck gemacht. Der Geschäftsführer hat sich allerdings getäuscht. Die

gelieferte Ware wird nicht bezahlt.

Hier hat der Geschäftsführer vorsätzlich die Pflicht verletzt, die Bonität des Kunden durch Einholung einer

Auskunft zu prüfen. Er hat aber keinerlei Vorsatz bezüglich des Schadens, d.h. er wollte der GmbH keinen

Schaden zufügen. Die Pflichtverletzung erfolgte vorsätzlich, es lag aber kein Vorsatz in Bezug auf die

Herbeiführung des Schadens vor. D.h. es ist nicht der Ausschluss in § 103 VVG erfüllt. Ist aber in den

Versicherungsbedingungen der Ausschluss der vorsätzlichen oder wissentlichen Pflichtverletzung enthalten, so

wäre dieser Ausschluss einschlägig. Der Geschäftsführer hätte daher keinen Versicherungsschutz. Die

vorsätzliche Pflichtverletzung muss sich aber auf den Schaden ausgewirkt haben. Der Geschäftsführer muss

den Beweis antreten, dass der Schaden auch bei pflichtgemäßen Verhalten eingetreten wäre. Wäre die

Bonitätsauskunft positiv ausgefallen, enthielt sie also keinerlei Negativmerkmale, so wäre die vorsätzliche

Pflichtverletzung nicht kausal.

Fallbeispiel: „ Gefährliche Lieferung“ 
wissentliche Pflichtverletzung
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Fallbeispiel: wissentliche Pflichtverletzung

Geschäftsführer Gustav Grande ist seit zehn Jahren Geschäftsführer einer GmbH, die eine internationale

Spedition betreibt. Hierbei steht im Gesellschaftsvertrag, dass Investitionen ab 50.000,00 € eine Zustimmung

durch Gesellschafterbeschluss bedürfen. Der Geschäftsführer hat bereits vor vier Jahren damit begonnen, auch

Frachtgeschäft neben dem Speditionsgeschäft durchzuführen und hierbei eine LKW-Flotte mit zehn

Sattelschleppern aufgebaut.

Jeder Sattelschlepper mit Auflieger kostet deutlich mehr als 50.000,00 €. Die Gesellschafterversammlung hat

sich hieran nie gestört, sondern die Ausweitung dieser Geschäftstätigkeit registriert. Als nun der

Geschäftsführer den 11. Sattelschlepper erwirbt, nimmt dies die Gesellschafterversammlung zum Anlass, dem

Geschäftsführer dies vorzuwerfen.

Der Geschäftsführer, so der Vorwurf, hätte zuvor eine Gesellschafterversammlung einberufen müssen

und einen zustimmenden Beschluss herbeiführen müssen. Die Gesellschafterversammlung ist der

Ansicht, man brauche den Sattelschlepper nebst Auflieger nicht mehr und storniert die Bestellung. Der

Lieferant macht im Ergebnis zu Recht 15 % des Anschaffungspreises netto als Schadensersatz geltend,

immerhin einen Betrag von 30.000,00 €. Der Geschäftsführer soll der GmbH diesen Betrag erstatten.

Sachverhalt Teil 1
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Fallbeispiel : wissentliche Pflichtverletzung

Der D&O-Versicherer wird in Anspruch genommen und aufgefordert, den

Geschäftsführer freizustellen und für ihn die 30.000,00 € in das Gesellschaftsvermögen

zu leisten. Der Versicherer weigert sich, schließlich habe der Geschäftsführer wissentlich

seine Pflichten verletzt, denn er habe ja gewusst, dass er solche Investitionen nur mit

Zustimmung der Gesellschafterversammlung tätigen darf. Deshalb bestünde kein

Versicherungsschutz.

Sachverhalt Teil 2



Ausschluss von Geldbußen und Strafen
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Nr. 7-10 AVB D&O: Kein Versicherungsschutz besteht, wegen Schäden aufgrund von Vertragsstrafen,

Kautionen, Bußgeldern und Entschädigungen mit Strafcharakter (punitive und exemplary damages),

die gegen den Versicherungsnehmer oder eine Tochtergesellschaft verhängt oder von ihnen

übernommen wurden.

Auszug Musterversicherungsbedingungen GDV

Beispiel Wiedereinschluss Allianz

Besondere Bedingung zur Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung

für Organe juristischer Personen (Geldbuße Innenregress) HV 4491/01

Abweichend von § 4 Ziffer 2 AVB-O besteht Versicherungsschutz für die versicherten Personen, wenn gegen die

Versicherungsnehmerin oder ein Tochterunternehmen wegen einer Pflichtverletzung eine Geldbuße verhängt wurde und

aufgrund dessen ein Regressanspruch gegen die versicherten Personen geltend gemacht wird. Soweit hierin ein

Gewinnabschöpfungsanteil enthalten ist, besteht Versicherungsschutz hinsichtlich dieses Anteils nur für die

Abwehrkosten. Versicherungsschutz besteht, sofern dem kein gesetzliches Versicherungsverbot entgegensteht. Es gilt

insoweit ein Sublimit von 50 % der Versicherungssumme, maximal EUR 10 Mio.



Fallbeispiel: Schienenkartell
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Fallbeispiel Teil 1 

Stahlunternehmen u.a. Thyssen-Krupp und Voest Alpine bzw. ihre Konzerngesellschaften nahmen

Preisabsprachen vor für Lieferungen an die Deutsche Bahn AG. Eine weiteres Kartell betraf Lieferungen

zwischen 2001 und 2011 an Bauunternehmen, die ihrerseits für die Bahn Infrastrukturprojekte

durchführten. Im Jahre 2013 wurden Kartellbußen gegen Thyssen- Krupp in Höhe von ca. 191 Mio. €

verhängt. Daneben wurden zwischen der Deutschen Bahn und den Kartellanten Vergleiche in beiden

Fällen geschlossen, 2020 wegen der Preisabsprachen im Baubereich und bereits seit 2013 beim

„Schienenkartell DB-Markt“).

Die Deutsche Bahn erhielt damals von Thyssen Krupp 150 Millionen Euro Schadensersatz.

Regress bei Geschäftsführer der Tochtergesellschaft von Thyssen-Krupp Dr. Uwe S.



Fallbeispiel: Schienenkartell
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Fallbeispiel Teil 2 

Sachverhalt: 

Klage Tochter-GmbH gegen Geschäftsführer Dr. Uwe S. wegen Kartellbußen über 103.000 € und 88.000 € + 

Kosten

ArbG Essen, Urteil vom 19.12.2013 - 1 Ca 657/13, BeckRS 2014, 68462

GmbH handelte mit Obermaterialien (Schienen, Schwellen und Weichen). Seit dem 14.10.2003 bis zum 17.11.2009 war

Uwe S. Geschäftsführer der Klägerin, zuständig für Personal, Finanzen, Verwaltung, EDV/Organisationen Controlling. Das

Bundeskartellamt sowie die Staatsanwaltschaft Bochum ermittelten gegen die Klägerin wegen des Vorwurfs

wettbewerbsbeschränkender Absprachen. Im Verfahren im Hinblick auf den Vertrieb von Schienen und anderen

Oberbaumaterialien gegenüber der Deutschen Bahn erging ein rechtskräftiger Bußgeldbescheid gegen die Klägerin, nach

welchem diese ein Bußgeld i. H. v. 103.000.000 € zu zahlen hatte (DB). In einem weiteren Verfahren vor dem

Bundeskartellamt wegen wettbewerbsbeschränkender Absprachen von Oberbaumaterialien im Schienen- und

Gleisbereich den Privatmarkt betreffend hat das Bundeskartellamt die Geldbuße für die Klägerin i. H. v. 88.000.000 €

festgesetzt. Auch dieser Bescheid ist rechtskräftig und die Buße bezahlt.

Verstoß gegen Legalitätspflicht als auch gegen seine Organisations- und Überwachungspflicht als Geschäftsführer der

Klägerin.

Klage abgewiesen, u.a. sei es rechtsmissbräuchlich Geschäftsführer in Regress zu nehmen für den ein geringerer

Bußgeldrahmen gelte, auch war Pflichtverletzung wegen Vertrauen auf Compliance-Abteilung nicht hinreichend dargelegt



Fallbeispiel: Schienenkartell
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Fallbeispiel Teil 3 

ArbG Essen, aus der Pressemitteilung:

Das Arbeitsgericht hat die Klagen in sämtlichen Verfahren abgewiesen. Es hat seine Entscheidung im

Wesentlichen darauf gegründet, dass der Beklagte die gelebte Praxis eines Exklusivvertriebs gegenüber

den ihm übergeordneten Verantwortlichen im Konzern bereits im Jahr 2004 und auch im Rahmen einer

Compliance-Prüfung im Jahr 2006 offen gelegt hat, ohne dass Maßnahmen ergriffen wurden.

Da die Leitung der Vertriebsaktivitäten in die Zuständigkeit des weiteren Geschäftsführers gehörte, sei

dem Beklagten allenfalls vorzuwerfen, diesen nicht hinreichend überwacht zu haben. Hier sei ein

überwiegendes Mitverschulden der übergeordneten Stellen im Konzern zu berücksichtigen, die Hinweise

auf dieses Kartell im Rahmen der Compliance-Prüfung im Jahr 2006 nicht hinreichend verfolgt hätten.



Fallbeispiel: Schienenkartell
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Fallbeispiel Teil 4 

LAG Düsseldorf, (Teil-)Urt. v. 20. 01. 2015 – 16 Sa 459/14, juris, Leitsatz:

Eine nach § 81 GWB gegen eine GmbH verhängte Geldbuße kann das Unternehmen nicht nach § 43 Abs. 2

GmbHG vom Geschäftsführer erstattet verlangen. Die Trennung zwischen ordnungsrechtlicher Sanktionierung

und zivilrechtlicher Lastentragung spricht nicht dafür, dass eine Geldbuße stets ein ersatzfähiger Schaden ist.

Die gesetzgeberische Wertung, dass Normadressat der Geldbuße das Unternehmen ist und nicht die für sie

handelnden Personen, ist auch im Zivilrecht zu berücksichtigen. Dies gilt zumindest für vom Bundeskartellamt

verhängte Kartellbußen, die nach § 81 Abs. 5 GWB fakultativ die Abschöpfung des beim Unternehmen

erzielten Vorteils beinhalten können und nach § 81 Abs. 4 GWB sowohl gegen das Unternehmen selbst als

auch gegen die für das Unternehmen handelnden Personen unter Berücksichtigung eines unterschiedlichen

Dotierungsrahmens verhängt werden können.

BAG NJW 2018, 184 Aufhebung und Zurückverweisung an das LAG mit der Maßgabe eine Verweisung an

zust. Kartellgericht zu erfolgen habe, da dieses gemäß § 87 GWB zuständig

=> LAG , 29.01.2018, 14 Sa 591/17, juris, Verweis an das LG Dortmund



Badezimmer-Kartell
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Fallbeispiel Geldbuße 

Sachverhalt:

17 Badezimmerausstatter aus Deutschland, Belgien, Österreich, Italien, Frankreich, USA und den

Niederlanden, darunter Villeroy & Boch aus Mettlach, Dornbracht, Duravit, Ideal Standard, Grohe und

Hansa haben in den Jahren 1992 bis 2004 Preise, Preiserhöhungen, Mindestpreise und Rabatte.

Rechtskräftige Entscheidungen des EUGH v. 26.1.2021, C-609/13 P u.a. zu Bußgeldern. Gegen Villeroy

& Boch AG wurde im Juni 2010 ein Bußgeld in Höhe 71,531 Mio. € verhängt, das letztendlich vom EUGH

bestätig wurde (EUGH, Urt. v. 26.1.2017, C-626/13 P, juris). Dieses wollte die Villeroy & Boch AG bei

ihrem Vorstandsvorsitzenden Frank G. in Höhe von ca. 2,3 Mio. € regressieren.

LG Saarbrücken, Urt. v. 15.9.2020, 7 HK O 6/16, juris:

Ansprüche verjährt, da erster Teilschaden (Anwaltskosten) Verjährungsfrist in Gang setze (vor 2005),

Kartellbußen seine aber ohnehin nicht regresssierbar (Rn. 149 ff.), da der nützliche Effekt (effet utile)

der Art. 101, 105 AEUV verletzt würde, dies würde den Effekt der abschreckenden Wirkung abmildern



Vertragsstrafen

Fallbeispiel: „Tiefbau für Glasfaserkabel“
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Fallbeispiel 

Eine GmbH für Tiefbauleistungen hat sich verpflichtet ein Netz mit Glasfaserkabeln zu verlegen.

Gegenüber dem Auftraggeber ist eine erhebliche Vertragsstrafe für die Bauverzögerung vereinbart.

Diese wird verwirkt und das Tiefbauunternehmen soll eine Vertragsstrafe in Höhe von 100.000 Euro

zahlen. Zu der Bauverzögerung kam es, weil der Geschäftsführer versäumt hat rechtzeitig Material zu

bestellen. Dadurch trat eine Verzögerung von 14 Tagen ein. Aus der Innenhaftung gemäß

§ 43 II GmbHG verlangt die GmbH von ihrem Geschäftsführer Erstattung. Dieser Haftungsanspruch

wäre nicht versichert.



Anglo-amerikanischer Rechtskreis bzw. außerhalb EU

Teilweise nur auf USA beschränkt, z.B. aus einem Maklerwording:

Ansprüche der Versicherungsnehmerin, der Tochtergesellschaften oder der Fremdgesellschaft

gegen versicherte Personen, die in den USA oder nach dem dort geltenden Recht erhoben werden.

Nicht ausgeschlossen,

• sind Abwehrkosten, oder

• sind Fälle, in denen eine versicherte Person als unmittelbare Folge eines versicherten

Anspruchs Regress nimmt oder einen Ausgleichsanspruch geltend macht, oder …
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A-7.5 AVB D&O: Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche – welche vor

Gerichten außerhalb der EU oder nach dem Recht von Staaten, die nicht der EU angehören, geltend

gemacht werden – dies gilt auch im Falle der Vollstreckung von Urteilen, die außerhalb der EU gefällt

wurden , wegen Schäden aus der Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts von Staaten, die nicht

der EU angehören

Auszug Musterversicherungsbedingungen GDV



Ausschluss „unzureichender Versicherungsschutz

Fallbeispiel: „Gebäude ohne Feuerversicherung“

Der Geschäftsführer hat es versäumt, für eine ausreichende Gebäude-Feuer-Versicherung zu sorgen.

Als es tatsächlich zu einem Brand kommt, entstehen der Gesellschaft mehrere Millionen Euro Schaden.

Der Geschäftsführer muss der GmbH gegenüber für sein Versäumnis haften. Seine D&O-Versicherung

tritt nicht ein.

Seite 114www.jula-partner.de

Auszug Musterversicherungsbedingungen GDV

A-7.8 AVB D&O: Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche, die sich daraus 

ergeben oder damit im Zusammenhang stehen, dass Versicherungsleistungen oder Versicherungen 

nicht oder unzureichend wahrgenommen, abgeschlossen oder fortgeführt werden.

Fallbeispiel



Konzerninterne Verschiebungen-Innenhaftung

Ausschluss bei Innenhaftung soweit an VN oder Tochter-Gs beteiligt (ggf. auch nur bei 100 %)
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Auszug Musterversicherungsbedingungen GDV

A-7.11 AVB D&O: Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche, des

Versicherungsnehmers, einer Tochtergesellschaft oder einer verbundenen Gesellschaft, deren

Vermögensschaden bei einer anderen Gesellschaft dieses Konzerns zu einem Vermögensvorteil geführt

hat, in Höhe des Vermögensvorteils.

1.4 Anrechnung der Eigenbeteiligung von versicherten Personen

Soweit nichts anderes vereinbart, umfasst der Versicherungsschutz auch den Teil des

Schadenersatzanspruches, welcher der Quote einer etwaigen Beteiligung der versicherten Person, die

eine Pflichtverletzung begangen hat, an der Versicherungsnehmerin bzw. einer Tochtergesellschaft

entspricht. Dies gilt nicht für diejenigen versicherten Personen, die 100 % der Anteile an der

Versicherungsnehmerin bzw. einer vom Versicherungsschutz umfassten Tochtergesellschaft innehaben.

Beispiel Allianz HV 4011



Insolvenzklauseln

Bei Eröffnung/Antragstellung:

Klauseln, die Obliegenheiten begründen,

Klauseln, die Regelung zur Beendigung bzw. Nachhaftung vorsehen

- automatische Beendigung mit Eröffnung, dürfte AGB-rechtlich unwirksam sein

(Wahlrecht des InsO-Verwalters nach § 103 InsO wird ausgehöhlt), (BGHZ 348, 353 zu Energielieferungsverträgen);

- Beendigung mit Schluss der Versicherungsperiode

- Beendigung, soweit Jahresprämie bei Eröffnung noch nicht bezahlt

- ggf. Fortbestand im Insolvenzplan-, Schutzschirmverfahren, Beendigung mit Scheitern

- Ausschluss der Nachmeldefrist bzw. kein Recht zum Erwerb einer Nachmeldefrist mehr
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Insolvenzklauseln II

Klausel, die Regelungen zum Deckungsumfang treffen:

- Umstandsmeldungen nur für Pflichtverletzungen vor Eröffnung

Anzeigeobliegenheit Eröffnung Insolvenzverfahren bzw. Stellung InsO-Antrag als (objektive) Gefahrerhöhung?
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A-5.5. D&O AVB Ausschluss von PflichtV nach Eröffnung:

Im Fall der Stellung eines Insolvenzantrags über das Vermögen des Versicherungsnehmers oder einer

Tochtergesellschaft erstreckt sich der Versicherungsschutz für die versicherten Personen des betroffenen Unternehmens

nur auf Haftpflichtansprüche infolge von Pflichtverletzungen, die bis zum Zeitpunkt der Insolvenzantragstellung begangen

worden sind.

Auszug Musterversicherungsbedingungen GDV
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